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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS UND GLOSSAR 
 

50Hertz  50Hertz Transmissions GmbH 

µT  Microtesla 

ABAG Allgemeine Bodenabtragsgleichung 

Abs. Absatz 

AC  Bezeichnung für Wechselstrom (engl. alternating current) 

ADEBAR Atlas Deutscher Brutvogelarten 

AEG Allgemeines Eisenbahngesetz 

AG Auftraggeber 

Art. Artikel 

ALKIS  Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem 

ATKIS  Amtliches Topographisch-Kartographisches Informationssystem 

AVV  Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

AVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

AZ  Ackerzahl 

Az. Aktenzeichen 

BAB Bundesautobahn 

BAnz. Bundesanzeiger 

BauGB  Baugesetzbuch 

BBergG Bundesberggesetz 

BayBodSchG Bayerisches Bodenschutzgesetz 

BayDSchG  Bayerisches Denkmalschutzgesetz   

BayernNetzNatur Landesweiter Biotopverbund in Bayern 

BayImSchG Bayerisches Immissionsschutzgesetz 

BayKompV  Bayerische Kompensationsverordnung   

BayNatSchG  Bayerisches Naturschutzgesetz 

BayStrWG Bayerisches Straßen- und Wegegesetz 

BayWaldG  Waldgesetz für Bayern  

BayWG  Bayerisches Wassergesetz 

BBodSchG  Bundesbodenschutzgesetz 

BBodSchV Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 

BBPIG  Bundesbedarfsplangesetz 

Beschl. v. Beschluss vom 

BE-Fläche  Baustelleneinrichtungsfläche 

BfG  Bundesanstalt für Gewässerkunde 
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BfN  Bundesamt für Naturschutz 

BFK Bodenfunktionskarte 

BFP  Bundesfachplanung  

BGBl  Bundesgesetzblatt 

BGHU  Baugrundhauptuntersuchung 

BGKK bodengeologische Konzeptkarte 

BImSchG Bundesimmissionsschutzgesetz 

BImSchV Bundesimmissionsschutzverordnung 

BImSchVVwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über 
elektromagnetische Felder  

BK 50  Bodenkarte, Maßstab 1:50.000 

BKompV Bundeskompensationsverordnung 

BMUB Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und nukleare Sicherheit 

BMVBW  Bundesministerium für Verkehr, Bau und Wohnungswesen 

BNatSchG  Bundesnaturschutzgesetz 

BNetzA  Bundesnetzagentur 

BÜK Bodenübersichtskarte 

BVerwG  Bundesverwaltungsgericht 

BVerwGE Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

bzw.  beziehungsweise 

BWaldG Bundeswaldgesetz  

CEF-Maßnahme vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (engl. continuous ecological functio-
nality-measures) 

CIR Color-Infrarot 

dBA  Schalldruckpegel, Messgröße zur Bestimmung der Stärke von Geräusch-
pegeln 

DB AG  Deutsche Bahn AG 

DC  Gleichstrom (engl. direct current) 

DGM digitales Geländemodell 

DigiNetzG  Gesetz zur Erleichterung des Ausbaus digitaler Hochgeschwindigkeits-
netze 

DIN Deutsches Institut für Normung 

DLM  Digitales Landschaftsmodell 

DOP  Digitales Orthophoto, entzerrte Luftbilder, die die Landschaft lagerichtig 
abbilden 

DSM Digitale Oberflächenmodelle (englisch digital surface model) 

DTK Digitale topografische Karte 
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Hz  Hertz, Einheit für die Frequenz 

IBA Important Bird Area 

IBN Inbetriebnahme 

i. d. R.  in der Regel 

IGBT Bipolartransistor mit isolierter Gate-Elektrode 

inkl. inklusive  

i. S. v. im Sinne von 

i. V. m.  in Verbindung mit 

ICE Intercity-Express 

KAS  Kabelabschnittsstation 

KKS  kathodischer Korrosionsschutz 

km   Kilometer 

kV  Kilovolt (1.000 V) 

LAGA Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 

LAI Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz 

LAWA  Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser 

LBodSchAG Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 

LBP  Landschaftspflegerischer Begleitplan 

LED  light-emitting diode 

LEP  Landesentwicklungsprogramm 

LF  Landwirtschaftliche Fläche 

LfL  Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft 

LfU  Bayerisches Landesamt für Umwelt 

LIDAR light detection and ranging 

LK Landkreis 

LNatSchG Landesnaturschutzgesetz 

LKW  Lastkraftwagen 

LRP Landschaftsrahmenplan 

LRT  Lebensraumtyp 

LSG  Landschaftsschutzgebiet 

LuftVG  Luftverkehrsgesetz 

LWL  Lichtwellenleiter 

m  Meter 

mind. mindestens 

mm  Millimeter 

MT  Microtunnel 
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TA Trassenabschnitt 

TBM  Tunnelbohrmaschine 

TEN-E VO Energieinfrastruktur-Verordnung 

TenneT  TenneT TSO GmbH  

TK Trassenkorridor 

TKG Telekommunikationsgesetz 

TNG TransnetBW GmbH 

TKS Trassenkorridorsegment 

TÖB Träger öffentlicher Belange 

TrinkWV  Trinkwasserverordnung 

TV Trassenvorschlag 

TWGG Trinkwassergewinnungsgebiet 

TWh  Terawattstunde 

u. U. unter Umständen 

UIG-Antrag  Datenanfrage nach dem Umweltinformationsgesetz 

UmwRG Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz 

ÜNB Übertragungsnetzbetreiber 

UNB Untere Naturschutzbehörde 

UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 

USchadG Umweltschadensgesetz 

UVP  Umweltverträglichkeitsprüfung 

UVP-Bericht  Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens 

UVPG  Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

ÜBK Übersichtsbodenkarte 

VDE Verband deutscher Elektrotechnik 

VDI Verein deutscher Ingenieure 

vgl. vergleiche 

VHT Vorhabenträger 

VO  Verordnung 

VSC Voltage-Sourced Converter 

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 

VSch-Gebiete  Vogelschutzgebiete 

VSch-RL  Vogelschutzrichtlinie 

VTK  Vorschlagstrassenkorridor gemäß § 8 NABEG Unterlagen 

WebGIS Online Geodaten Dienst 

WG Wassergesetz 
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WHG Wasserhaushaltsgesetz 

WRRL Wasserrahmenrichtlinie 

WSG  Wasserschutzgebiet 

WSG-VO Wasserschutzgebietsverordnung 

WVU  Wasserversorgungsunternehmen 

z. B.  zum Beispiel 

z.T. zum Teil 
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berg und am 17.-18.09.2019 in Bad Kissingen mit den Trägern öffentlicher Belange und den-

jenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtert. Nach 

Prüfung der verschiedenen in Frage kommenden Alternativen und unter Berücksichtigung der 

eingebrachten und erörterten Einwendungen und Stellungnahmen wurde von der Bundesnetz-

agentur für den Abschnitt E am 24.09.2020 ein ca. 137 km und für Abschnitt D am 30.10.2020 

ein ca. 137 km langer Trassenkorridor festgelegt, in welchem das Erdkabelvorhaben zu ver-

wirklichen ist. Dieser Korridor entspricht weitgehend dem Vorschlagskorridor mit Ausnahme 

des TKS 461 der Vorhabenträger. Das TKS 461 ersetzt das gesamte TKS 113a und ein Teil 

des TKS 113b aus den Unterlagen der Bundesfachplanung. Er bildet nun die Grundlage für 

das nachfolgende Planfeststellungsverfahren, in welchem innerhalb des Korridors der beste 

Verlauf der Trasse gesucht und von der Bundesnetzagentur als zuständiger Planfeststellungs-

behörde nach einer weiteren Beteiligung festgelegt wird.  

Als erster Schritt auf dem Weg zur Planfeststellung legen die Vorhabenträger für den jeweili-

gen Planfeststellungsabschnitt einen Antrag auf Planfeststellungsbeschluss vor. In diesem An-

trag wird ein erster Trassenvorschlag sowie in Frage kommende Alternativen für die Trassen-

führung beschrieben und erläutert, nach welchen Kriterien die jeweiligen Trassen ermittelt wur-

den. Darüber hinaus enthält der Antrag einen Vorschlag für den Untersuchungsrahmen und 

der für die Planfeststellung zu erstellenden Unterlagen.  

Einen Überblick über die einzelnen Planungsschritte gibt die folgende Abbildung 1. 

 
Abbildung 1: Planungsphasen bis zur Realisierung des Gesamtvorhabens 
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Diese werden in der Regel in der Nähe der Kabeltrasse in wenig sensiblen Bereichen aufge-

stellt. Die LWL-Zwischenstationen haben einschließlich Sicherheitszone jeweils einen Flä-

chenbedarf von ca. 500 m². 

Zur Verbesserung der Kabelfehlerortung und zur Minimierung der Ausfallzeiten sind Kabelab-

schnittsstationen notwendig. Der Abstand zwischen zwei aufeinanderfolgenden Kabelab-

schnittsstationen beträgt ca. 135 km (± 20 km). Es sind vier Kabelabschnittsstationen für Vor-

haben Nr. 3 sowie drei Kabelabschnittsstationen für Vorhaben Nr. 4 vorgesehen. Die jeweili-

gen Kabelabschnittsstationen von Vorhaben Nr. 3 und Nr. 4 werden unmittelbar nebeneinan-

der an einem gemeinsamen Standort angeordnet.  

Die Größe einer einzelnen Kabelabschnittsstation auf der Normalstrecke beträgt etwa 0,7 ha. 

Werden zwei Kabelabschnittsstationen der beiden Vorhaben unmittelbar nebeneinander an-

geordnet, ergeben sich Flächeneinsparungen und die Fläche beträgt dann etwa 1,3 ha. Das 

höchste Anlagenteil stellen die Blitzschutzmasten mit 27 m dar. 

0.2.1.4 Kabelverlegung 

Bei der Kabelverlegung wird im Grundsatz von der offenen Verlegeweise (Graben) ausgegan-

gen. Neben der offenen Bauweise gibt es noch alternative Verlegemethoden wie z. B. Pflug-

verfahren oder E-Power-Pipe, die derzeit in Projekten der TransnetBW in Erprobung sind. Der 

Vorhabenträger ist offen für neue Verlegetechnologien und sucht den Austausch mit Herstel-

lern und Bauunternehmen, um bestmögliche Konzepte zu identifizieren. Jedoch sind die An-

forderungen an die präzise Verlegung von Höchstspannungserdkabeln deutlich höher als in 

den untergelagerten Netzen. Deshalb muss erst in Tests gezeigt werden, ob diese Anforde-

rungen genauso sicher und effektiv erfüllt werden können wie bei den bisherigen Verlegetech-

niken, um die Betriebssicherheit dauerhaft zu gewährleisten. Die Art der Verlegung in einem 

konkreten Bereich wird im Rahmen der weiteren Detailplanung festgelegt. 

0.2.1.5 Bodenschutz 

Im Rahmen der Planfeststellung wird das Schutzgut Boden aufgrund der Betroffenheit durch 

die Bodenbewegungen und die benötigten Baustraßen besonders berücksichtigt. Für die Un-

terlagen nach § 8 NABEG wurden bereits schutzwürdige Böden mit besonderen Funktionen 

im Naturhaushalt und Böden mit einer besonderen Empfindlichkeit gegenüber Bodenverdich-

tung und Bodenerosion erfasst. Darüber hinaus hat der Vorhabenträger in einem gemeinsa-

men Dialog mit Fachbehörden sowie Interessensverbänden der Land- und Forstwirtschaft Leit-

linien zum Bodenschutz bei Erdkabelprojekten entwickelt. Diese zielen darauf ab, die Belange 

von Eigentümern und Bewirtschaftern bereits so früh wie möglich in der Planung zu berück-

sichtigen. Als projektübergreifender allgemeiner Rahmen definieren die Leitlinien vorsor-

gende, baubegleitende und nachsorgende Maßnahmen zum Bodenschutz. Im Zuge der wei-

teren Planung werden diese Leitlinien zu regionalen Bodenschutzkonzepten weiter konkreti-

siert. Aufgrund seiner Bedeutung und der besonderen Betroffenheit des Schutzgutes Boden 

durch das geplante Vorhaben Nr. 3 wird im vorliegenden Antrag nach § 19 NABEG im vorge-

sehenen Untersuchungsrahmen für die Planfeststellungsunterlagen nach § 21 NABEG die Er-

stellung eines Bodenschutzkonzepts vorgeschlagen. Ziel ist dabei die Ausarbeitung von Emp-

fehlungen zur Berücksichtigung und Umsetzung der bodenschutzrechtlichen Belange. Zudem 
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TV nach Westen und passiert Binsfeld. Im weiteren Verlauf führt der TV entlang einer Erd-

gashochdruckleitungpipeline der Open-Grid-Europe GmbH weiter nach Süden westlich an 

Binsfeld vorbei. Nach der Querung der B 26, einer Bahnstrecke und der Kl. Wern verläuft der 

TV parallel zur Gasleitung. Ab Retzstadt, an der Grenze zur nördlich gelegenen Kommune 

Thüngen, erstreckt sich der TV über mehrere Kommunen und verläuft zunächst weiter entlang 

der Erdgashochdruckleitungpipeline der Open-Grid-Europe GmbH. Der TV passiert die Ort-

schaft Thüngersheim und quert dann die B 27, eine Eisenbahnlinie sowie den Main, eine Bun-

deswasserfernstraße. Im weiteren Verlauf erfolgt die Querung der Staatsstraße 2310 sowie 

einer ICE-Strecke. Im Landkreis Würzburg verläuft der TV bis Greußenheim und dann nach 

Uettingen. Danach quert der TV die Bundesautobahn BAB 3. Danach wird Helmstadt passiert 

und Oberaltertheim wird im Osten umgangen. 

Um die Lesbarkeit und Nachvollziehbarkeit zu gewährleisten, wurde der Trassenvorschlag in 

fünf Segmente unterteilt (Segment 44, Segment 045, Segment 046, Segment 047 und Seg-

ment 048). Die Beschreibung der einzelnen Segmente erfolgt in Form von Steckbriefen, die 

dem Antrag auf Planfeststellungsbeschluss als Anhang (Kapitel 5) beigefügt sind. Die Steck-

briefe beinhalten neben den administrativen Informationen eine Kurzbeschreibung des Tras-

senvorschlags sowie die Herleitung und Begründung des gewählten Verlaufs unter Berück-

sichtigung von Bereichen eingeschränkter Trassierungsmöglichkeit. Abschließend werden in 

einer Zusammenfassung noch einmal prägnante, den Trassenverlauf bestimmende Bereiche 

bzw. Querungen aufgelistet. Jeder Steckbrief enthält auch Abbildungen des zu beschreiben-

den Bereichs mit einer Auswahl an für die Begründung der Trassenführung relevanten Krite-

rien. Wenn sich für bestimmte Bereiche die Notwendigkeit für die Betrachtung von Alternativen 

ergibt, erfolgt im Text ein entsprechender Hinweis auf den dazugehörigen Alternativensteck-

brief.  

0.2.2.3 Entwicklung von Alternativen 

Bei der Entwicklung des Trassenvorschlags hat sich in einzelnen Bereichen ergeben, dass 

zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht entschieden werden kann, mit welcher Trassenführung das 

Ziel einer umweltverträglichen und wirtschaftlichen Verbindung bestmöglich erreicht werden 

kann. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn die vor Ort möglicherweise berührten 

Belange für unterschiedliche Trassenführungen sprechen und das Gewicht der jeweiligen Be-

lange anhand der vorliegenden Daten noch nicht bewertet werden kann. In diesem Fall wurden 

neben dem Trassenvorschlag auch Alternativen entwickelt. Zusammen mit dem Trassenvor-

schlag bilden die in Frage kommenden Alternativen die Grundlage für die Festlegung des Un-

tersuchungsrahmens nach § 20 NABEG. Auf der Grundlage der im Rahmen des Planfeststel-

lungsverfahrens gewonnenen vertiefenden Erkenntnisse (z. B. Ergebnisse aus Kartierungen 

oder Baugrunduntersuchungen) kann dann später eine fundierte Entscheidung getroffen wer-

den, welche Trassenführung zu bevorzugen ist. 

Im Planfeststellungsabschnitt E1 wurden neun in Frage kommende Alternativen betrachtet. 

Diese Alternativen werden in den Alternativensteckbriefen in Kapitel 5.2 beschrieben.  
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 Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt 

Bei der Verwirklichung des Gesamtvorhabens SuedLink sind Auswirkungen auf die verschie-

denen Umweltschutzgüter unvermeidlich. Dabei besteht allerdings ein großer Unterschied zwi-

schen Auswirkungen, die nur vorübergehend (temporär) während der Bauzeit auftreten, und 

Auswirkungen, mit denen dauerhaft während der Betriebsphase zu rechnen ist. 

In der Bauphase werden für die Baustelle entlang der Trasse Flächen beansprucht, die u. a. 

die Kabelgräben, Baustraßen, Zuwegungen und Lagerflächen sowie Flächen für den Aushub 

umfassen. Auf diesen Flächen muss die Vegetation weitgehend entfernt werden, darüber hin-

aus können Tiere gestört oder geschädigt werden. In den Kabelgräben wird in den Boden 

eingegriffen, bei hoch anstehendem Grundwasser oder bei starken Niederschlägen muss 

Wasser aus dem Kabelgraben gepumpt werden. Licht und Schall können auch im Umfeld der 

Baustelle zu Beeinträchtigungen von Menschen oder empfindlichen Tieren führen. 

Nach der Verlegung des Kabels werden die in Anspruch genommenen Flächen wiederherge-

stellt und der ursprünglichen Nutzung zugeführt. Eine Veränderung der Vegetation und der 

Landschaft ist dann nur noch im Bereich von Gehölzen wahrnehmbar, da tiefwurzelnde Ge-

hölze nicht auf der Kabeltrasse wachsen dürfen. Dadurch kann es in diesen Bereichen auch 

zu Einflüssen auf die angrenzenden Waldbestände kommen, zudem kann die Schneise eine 

Barrierewirkung für empfindliche Waldtiere haben. Durch den Betrieb des Kabels wird außer-

dem der Boden in unmittelbarer Nähe der Kabel erwärmt. Darüber hinaus entstehen magneti-

sche Felder, die allerdings unterhalb der gesetzlichen Grenzwerte bleiben.  

Die nachfolgende Übersicht zeigt die potenziellen Auswirkungen des Gesamtvorhabens auf 

die Umweltschutzgüter gegliedert nach den jeweiligen Wirkfaktoren: 
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Nordsee ergibt sich ein zusätzlicher Erzeugungsüberschuss in der Region. Süddeutschland 

hingegen ist, insbesondere in Folge des Kernenergieausstiegs, zur Gewährleistung der Ver-

sorgungssicherheit zunehmend auf Energietransporte aus anderen Regionen angewiesen. 

Dies gilt ungeachtet des dort voranschreitenden Ausbaus der erneuerbaren Energien.  

Bayern, Baden-Württemberg und Hessen müssen im Jahr 2030 gut 40 % ihres Jahresener-

gieverbrauchs importieren. Im Energiedialog Bayern, der im Februar 2015 abgeschlossen 

wurde, wurde für Bayern ein Leistungsdefizit in Höhe von 5 GW und ein Importbedarf in Höhe 

von 40 TWh festgestellt. Gaskraftwerke und der dezentrale Ausbau erneuerbarer Energien 

ersetzen die Energieproduktion der stillgelegten Kernkraftwerke in Zukunft nicht vollständig. 

Süddeutschland ist daher zur Deckung des Strombedarfs und zur Gewährleistung der Versor-

gungssicherheit auf Energietransporte aus anderen Regionen angewiesen. 

Durch die Verbindung der küstennahen Regionen in Schleswig-Holstein mit den Ballungsräu-

men im Süden wird die Versorgungssicherheit erhöht. Dies erfolgt, indem sowohl starke Nord-

Süd- als auch Süd-Nord-Leistungsflüsse ermöglicht werden, ohne das bestehende AC-Netz 

unzulässig zu belasten. Zusätzlich soll die Austauschkapazität mit Norwegen, Dänemark und 

Schweden auf bis zu 4,5 GW gesteigert werden. Hierfür dient die HGÜ-Verbindung als Zu- 

und Ableitung der zu transportierenden Leistung. Mit der HGÜ-Verbindung von Schleswig-

Holstein nach Baden-Württemberg wird die Kapazität des Übertragungsnetzes zwischen den 

betreffenden Regionen wesentlich erhöht und die Energie großräumig und verlustarm nach 

Süden transportiert.  

Insbesondere bei weiträumigem Energietransport reduziert der Einsatz der DC-Technologie 

den Blindleistungsbedarf erheblich. Dazu stellen die HGÜ-Konverter zusätzlich Blindleistung 

für das AC-Netz bereit. Hierdurch trägt das Projekt DC3 zur Einhaltung der AC-Spannungs-

bänder bei und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Spannungsstabilität im AC-Netz.  

Die geplante HGÜ-Verbindung ist eine wesentliche netztechnische Voraussetzung für die 

Übertragung der erwarteten Leistungszubauten von Onshore- und Offshore-Windenergiean-

lagen zu den Verbrauchszentren in Baden-Württemberg. Darüber hinaus schafft die HGÜ-

Verbindung, neben der Erhöhung der Versorgungssicherheit, die Voraussetzung zu einem 

freizügigen Energieaustausch mit Skandinavien.  

In einigen Jahren ist zeitweilig in Abhängigkeit des Dargebots auch mit Phasen einer Überde-

ckung des Lastbedarfs im Süden allein aus erneuerbaren Energien zu rechnen. In diesen Zei-

ten des Leistungsüberschusses an erneuerbaren Energien z. B. aus Photovoltaik ist es mög-

lich auch Leistungen in den Norden zu transportieren.  

Die Anschlusspunkte der HGÜ-Verbindung wurden sowohl im Norden als auch im Süden so 

gewählt, dass der lokale Ausbaubedarf des 380-kV-Netzes minimiert wird.  

 Prüfung der Mitrealisierungsmöglichkeit zusätzlicher energiewirtschaftlich notwendiger Maß-

nahmen gemäß § 19 S. 4 Nr. 4 NABEG 

Sofern bei einem Vorhaben nach dem Antrag auf Bundesfachplanung und vor dem Antrag auf 

Planfeststellungsbeschluss ein Netzentwicklungsplan nach § 12c EnWG von der Bundesnetz-

agentur bestätigt wird, muss der Antrag auf Planfeststellungsbeschluss gemäß § 19 S. 4 
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im Verlauf der nacheinander geschalteten Planungsebenen aufgrund einer zunehmenden 

Konkretisierung des Planungsgegenstandes sowie der erforderlichen Prüftiefe verändern.  

Striktes Recht Abwägbare Vorschriften 

Vorschriften bzw. Ge- und Verbote sind die maß-
geblichen Kriterien, an denen eine Beurteilung 
durchzuführen ist. 

Vorschriften sind zu berücksichtigen und können 
einem gewissen Ermessensspielraum unterlie-
gen. 

Die Möglichkeit zur Anwendung von Ausnah-
meregelungen ist grundsätzlich gegeben, es darf 
jedoch nicht gezielt in die Ausnahme geplant wer-
den. 

Abweichungen der Vorschriften sind zwar fach-
lich zu begründen, jedoch nicht im Rahmen einer 
gesetzlich geregelten Ausnahmegenehmigung 
zu begründen. 

 

Die Planungsleit- und Planungsgrundsätze sind nachfolgend aufgeführt. Eine abschließende 

Darstellung aller denkbaren Planungsleit- und Planungsgrundsätze ist jedoch nicht möglich, 

da an dieser Stelle nicht das gesamte öffentliche Recht abgedeckt werden kann. Nachfolgend 

sind die wesentlichen Planungsleit- und Planungsgrundsätze, anhand derer die Projektziele 

der Antragsunterlagen nach § 19 NABEG sowie die Unterlagen nach § 21 NABEG erarbeitet 

werden, aufgeführt. 































https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sonstiges/PCI-Amtsblatt.html




Antrag auf Planfeststellungsbeschluss A100_ArgeSL_P19_V3_E1_GEN_1000 
Planfeststellungsabschnitt E1 12.11.2020 
 

ARGE SuedLink 2019 56 | 341 
A100_ArgeSL_P19_V3_E1_GEN_1000_Antrag P19.docx © ArgeSL19 - 2020 

 

Abbildung 3: Verfahrensschritte nach NABEG und TEN-E VO gegenübergestellt  

Quelle: BNetzA 2018a, S. 15 
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vertreten. Behörden wurden in sogenannten Fachgesprächen informiert. Im Rahmen der Ein-

reichung der Anträge nach § 19 NABEG gibt es eigene Veranstaltungen für die von den Grob-

trassierungsvorschlägen betroffenen Flächeneigentümer, Pächter oder Bewirtschafter. Dar-

über hinaus wurde die allgemeine Öffentlichkeit über Publikationen wie Newsletter, Projekt-

website und regionale Pressearbeit über den aktuellen Planungs- und Verfahrensstand infor-

miert. 

Dem Vorhabenträger ist es ein zentrales Anliegen, für die verschiedenen Gruppen jeweils Ver-

anstaltungen durchzuführen, die auf die spezifischen Belange zugeschnitten sind, damit sich 

alle Interessierten optimal auf die nächsten Verfahrensschritte vorbereiten können. Damit sol-

len alle relevanten Gruppen befähigt werden, Ihre Anliegen auch im Rahmen des formalen 

Beteiligungsverfahrens einbringen zu können. 

Mit den Anträgen nach § 19 NABEG ist der Verlauf der Erdkabelverbindung noch nicht festge-

legt. Die genannten Anträge bilden nur die Grundlage für die Antragskonferenzen nach 

§ 20 NABEG, welche die Bundesnetzagentur durchführt. In der Antragskonferenz werden Ge-

genstand, Umfang und Methoden der Unterlagen nach § 16 des Gesetzes über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung (UVPG) sowie sonstige für die Planfeststellung erhebliche Fragen er-

örtert. Auf Grundlage der Ergebnisse der Antragskonferenz legt die Bundesnetzagentur den 

Untersuchungsrahmen für die Planfeststellung fest. Sie bestimmt den erforderlichen Inhalt der 

nach § 21 NABEG von dem Vorhabenträger einzureichenden Unterlagen. Die Antragskonfe-

renz dient zeitgleich als Besprechung im Sinne des § 15 Abs. 3 UVPG. 

 Ausblick auf das weitere Planfeststellungsverfahren 

Die Untersuchungen, die auf Grundlage des Untersuchungsrahmens gemacht werden, fließen 

in die Unterlagen nach § 21 NABEG ein. Der Vorhabenträger wird die Öffentlichkeit und hierbei 

insbesondere die betroffenen Personen in die Planung erneut einbeziehen und deren Hin-

weise bei der Erstellung der Unterlagen nach § 21 NABEG prüfen. In diesen Unterlagen 

schlägt der Vorhabenträger der Bundesnetzagentur einen grundstücksscharfen Verlauf für die 

Erdkabelverbindung zur Genehmigung vor. Auf dieser Grundlage führt die Bundesnetzagentur 

ein behördliches Anhörungsverfahren (Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung sowie einen 

Erörterungstermin (nach § 22 NABEG)) durch. Im Anschluss an die Bewertung und Erörterung 

der eingegangenen Stellungnahmen und Einwände legt die Bundesnetzagentur den Erdka-

belverlauf in ihrem Planfeststellungsbeschluss nach § 24 NABEG fest. Erst dann kann mit dem 

Bau des beantragten SuedLink-Abschnitts begonnen werden. 

 Phasen des Planfeststellungsverfahrens 

Folgende Phasen sind für die Planfeststellung bis hin zur Realisierung des Gesamtvorhabens 

vorgesehen: 
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Tabelle 3: Phasen des Planfeststellungsverfahrens 

Phase Beschreibung 

1 Beginn der Erarbeitung der Antragsunterlagen gemäß § 19 NABEG 

2 Einreichung der Antragsunterlagen gemäß § 19 NABEG 

3 Antragskonferenz nach § 20 NABEG 

4 Untersuchungsrahmen nach § 20 NABEG wird durch die BNetzA festgelegt 

5 Erstellen der Unterlagen nach § 21 NABEG 

6 Anhörungsverfahren (§ 22 NABEG) 

7 Planfeststellungsbeschluss (§ 24 NABEG) 

8 Baudurchführung 
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2 BESCHREIBUNG DES VORHABENS 

 Trassenvorschlag und in Frage kommende Alternativen 

Innerhalb des durch die BNetzA gemäß § 12 NABEG festgelegten Trassenkorridors wurde im 

Wege einer sogenannten Grobtrassierung ein Trassenvorschlag technisch entwickelt und um-

weltseitig optimiert (vgl. Abbildung 4). Bei der Trassierung ist zu berücksichtigen, dass die 

Planungsleit- und Planungsgrundsätze (vgl. Kapitel1.6) den Rahmen der Grobtrassierung bil-

den. Unter Berücksichtigung technischer Vorgaben (z. B. orthogonale Kreuzung von Straßen 

und Bahntrassen, Biegeradien der Kabel, maximale Länge des gelieferten Kabels, etc.) wurde 

ein möglichst kurzer, gestreckter Verlauf unter Berücksichtigung umweltfachlicher, raumord-

nerischer und sonstiger öffentlicher und privater Belange (z. B. Umgehung von Schutzgebie-

ten, bestehender und geplanter Wohnbebauung, Gewerbegebieten, Vorranggebieten Roh-

stoffabbau, Waldflächen, etc.) entwickelt.  

In diesen Prozess flossen auch die Ergebnisse aus der Öffentlichkeitsbeteiligung ein (vgl. Ka-

pitel 5.3). Dabei handelt es sich um Hinweise und Vorschläge, die sich auf die Planfeststellung 

beziehen (Trassierungshinweise) und noch nicht bereits in den Unterlagen nach § 8 NABEG 

berücksichtigt wurden. Soweit erforderlich, wurden in Frage kommende Alternativen erarbeitet 

(Neun Alternativen in Abschnitt E1, vgl. Kapitel 2.2 und Kapitel 5.2). 

 

Abbildung 4: Der iterative Prozess der sog. Grobtrassierung für die Entwicklung des Trassen-

vorschlags und der ggf. in Frage kommenden Alternativen für den Antrag gemäß § 19 NABEG  

Um die Lesbarkeit und Nachvollziehbarkeit zu gewährleisten, wurde der Trassenvorschlag in 

Segmente von i. d. R. etwa 10 km Länge unterteilt, so dass entscheidende Merkmale wie z. B. 

größere Querungslängen in Schutzgebieten zusammenhängend erfasst werden können. Die 

Unterteilung ist der Tabelle 4 zu entnehmen. Die Beschreibung der einzelnen Segmente erfolgt 
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Abbildung 7: Skizze Plateau-Fahrzeug 

Abhängig von den Gegebenheiten an der Kabeltrasse wird im Standardfall bei offener Bau-

weise mit Kabellängen von ca. 1.000 m bis 1.500 m gerechnet. In verkehrsgünstigen Fällen, 

sowie unter Beachtung der Verlegerandbedingungen, der Herstellerlimitierungen und der 

Transportbeschränkungen können in bestimmten Fällen Verlegelängen von bis zu 2.000 m 

und gegebenenfalls sogar darüber hinaus eingesetzt werden.  

Es ist vorgesehen, dass unter diesen Voraussetzungen die Anzahl der Muffen auf der gesam-

ten SuedLink-Trasse auf ein Minimum reduziert werden. 

Für Schwerlasttransporte können temporäre Ausbauten und Ertüchtigungen entlang der Ver-

kehrswege innerhalb und außerhalb des Korridors erforderlich werden. Dies betrifft beispiels-

weise Kreisverkehre, Verkehrsinseln, Brücken, Ausbau von engen Kurvenradien unter Berück-

sichtigung der Schleppkurven, Ausbau des Seitenstreifens von Verkehrswegen, ggf. auch Ka-

bellagerplätze, wenn solche nicht auf bereits ausgebauten Flächen realisiert werden können. 

Des Weiteren ist während der Bauzeit die Errichtung von Abspulplätzen, Wendeplätzen, Zwi-

schenlagern für Bettungsmaterial und weiteren für den Kabeleinzug benötigten Flächen inkl. 

Zuwegung erforderlich. In Abhängigkeit von den erforderlichen Kabellängen werden die bau-

seitig erforderlichen Lagerplätze ausgewählt. 
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Abbildung 8: Beispiel Abspulung über Kabelgraben 

Die Transportwege von der Abladestelle zum Kabellagerplatz, sowie die Transportwege vom 

Kabellagerplatz zur Abrollstelle werden, soweit möglich, über bestehende Straßen und befes-

tigte Wege erfolgen. Diese zu nutzenden Wege werden in einem Wegenetzplan in den Unter-

lagen nach § 21 NABEG dargestellt.  

Falls zusätzliche Zuwegungen zur Abrollstelle bzw. zur Kabeltrasse benötigt werden, sind 

Baustraßen unter Beachtung der spezifischen Gegebenheiten und unter Beachtung des Bo-

denschutzes temporär zu errichten und nach Fertigstellung wieder zurückzubauen. 

 

Abbildung 9: Skizze einer Baustraße 

2.3.1.3 Kabelverbindungen (Muffen) 

Die einzelnen Kabellieferlängen werden durch vorgefertigte Muffen miteinander verbunden. 

Die Muffenmontage erfolgt unter kontrollierten Bedingungen in einem Container auf der Bau-

stelle, um während der Arbeiten möglichst trockene, staubfreie und klimatisierte Bedingungen 
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zu gewährleisten. Nach Abschluss der Arbeiten an den Muffen werden die Container abgebaut 

und die Muffen werden gemeinsam mit den Erdkabeln im Kabelgraben mit dem Bettungsma-

terial und dem Aushubmaterial überdeckt (siehe Abbildung 10 bis Abbildung 12). Evtl. wird die 

Muffe herstellerabhängig mit Trägern oder einer Bodenplatte stabilisiert. 

 

1. Kabel werden überlappend in den Kabelgraben verlegt 

2. Aufstellen Spezial-Container für die Muffenmontage  

3. Hergestellte Muffe vor der Grabenverfüllung  

Abbildung 10: Schematische Darstellung der Kabelverbindungen (Muffen) 

 

 

Abbildung 11: Temporärer Muffen-Container 
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eines Ausnahme- oder sonstigen Zulassungsverfahrens auslösen und, falls ja, ob die Zulas-

sungsvoraussetzungen erfüllt sind. Eine Rückmeldung hierzu kann bei Bedarf auf direktem 

Wege dem Vorhabenträger zugehen. 

2.3.1.5 Erdungsstellen 

Die Kabelschirme (Schirm siehe Abbildung 5) werden mit einem minimalen Abstand von ca. 

3 km zueinander in der Umgebung der Muffe geerdet. Dafür werden die Kabelschirme in eine 

jeweils dafür vorgesehene Linkbox geführt und geerdet. Zur Beschleunigung von Fehlersu-

chen bzw. der Durchführung diverser Wartungsmessungen (Kapitel 2.3.6) kann es notwendig 

werden, die Schirmerdung für die Dauer der Messungen aufzutrennen. Die Linkboxen werden 

je nach Erfordernis und Örtlichkeit unter- oder oberhalb der Geländeoberfläche errichtet, müs-

sen zugänglich sein und müssen möglichst nahe an den Muffen platziert werden. Bei der Be-

stimmung des Aufstellortes wird neben den betrieblichen und planungsrechtlichen Erforder-

nissen auch der Reduzierung der eventuellen landwirtschaftlichen Beeinträchtigung Sorge ge-

tragen. Linkboxen weisen eine Flächeninanspruchnahme von wenigen Quadratmetern auf. Es 

wird vorgesehen diese, sofern möglich, regelhaft an vorhandenen Straßen und Wegen oder 

als Schacht in zu querenden Feld- oder Radwegen zu platzieren. Zum Potenzialausgleich und/ 

oder zum Blitzschutz können Erdseile parallel oder oberhalb des Kabels verlegt werden. 

 

Abbildung 13: Mögliches Design der Linkbox 

Quelle: TransnetBW, Stand 2020 

 Regelprofil der Kabelanlage, Schutzstreifen  

Die Kabel werden in Regelbauweise im offenen Graben verlegt. Unter bestimmten Vorausset-

zungen können auch Schutzrohre verlegt werden, in welche die Kabel nach der Verlegung 

eingezogen werden. Ob ein Schutzrohr verwendet wird, wird projektspezifisch auf Basis der 

konkreten technischen, wirtschaftlichen und umweltspezifischen Randbedingungen entschie-

den werden. Ein Schutzrohr könnte insbesondere verwendet werden, wenn sich hierdurch 

Vorteile im Bauablauf ergeben. 
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5. Sicherungsmaßnahmen vorhandener Straßen für Zufahrten 

6. Erstellung der Abfahrten von vorhandenen Straßen auf Baustraßen.  

7. Flächenvorbereitung (vorzeitige Räumung von Bewuchs, unter Einhaltung von saisona-

len Beschränkungen) 

8. Einrichtung der Baustraße und der schwerlastfähigen Zufahrten für Kabelspulentrans-

porte 

9. Abtrag des Oberbodens im Bereich des Kabelgrabens. Lagerung im Arbeitsstreifenrand. 

10. ggf. Einrichtung Wasserhaltung 

11. Aushub des Kabelgrabens (ggf. mit Verbau). Aushub und Lagerung horizontweise  

12. Aufweiten des Kabelgrabens an Muffengruben  

13. Einbringen von Bettungsmaterial in der Grabensohle  

14. Einrichtung der für den Kabelzug erforderlichen Rollen, Lager etc.  

15. Transport der Kabelspulen an den vorgesehenen Standort zum Abspulen 

16. Kabeleinzug  

17. Räumung der für den Kabelzug benötigten Hilfseinrichtungen  

18. Verlegung der Schutzrohre für betriebsinterne Lichtwellenleiterkabel  

19. Herstellung der Kabelmuffen (Kabelgräben im Muffenbereich bleiben nach Rückbau des 

Kabelgrabens bis zur Fertigstellung der Muffen offen)  

20. Vermessung der Kabellage und der sonstigen, zum System gehörigen Einrichtungen 

21. Einbringen des Bettungsmaterials oberhalb des Kabels 

22. Rückverfüllung des Grabens horizontweise inkl. Verlegung mit Kabelschutz und Tras-

senwarnband.  

Die möglichen oben beschriebenen Vorgänge wiederholen sich nacheinander für jeden Ka-

belgraben.  

Bei Verwendung von Schutzrohren ändert sich der Bauablauf, in dem die Kabelgräben nach 

Verlegung der Schutzrohre sofort wieder verfüllt werden können und nur die Muffengruben für 

den Kabelzug offengehalten werden. Der Kabeleinzug in die Schutzrohre kann dann zeitlich 

später erfolgen. 

23. Rückbau der Einrichtungs- und Lagerflächen sowie der Baustraße, Wiederherstellung 

der Oberfläche - Rekultivierung - ggf. Renaturierung 

24. Wiederherstellung der Drainage nach Abklingen baubedingter Setzungen (i. d. R. nach 

ca. einem Jahr)  
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Unter dem Gesichtspunkt der Eingriffsminimierung zum Bodenschutz, kann der Oberboden 

jedoch in seiner Lage, wo immer möglich, belassen werden. Baustraßen (durch ein Geotex-

til/Geogitter vom Oberboden getrennt) und auch Lastverteilerplatten können direkt auf dem 

Oberboden aufgebracht werden. Dieses Verfahren erspart dann gleichfalls eine ggf. erforder-

liche Unterbodenlockerung und schützt damit auch im Untergrund befindliche Bodendenk-

male.  

Die Aushubmassen des Unterbodens können auch bei günstigen Bedingungen auf dem nicht 

abgetragenen Oberboden, bei Bedarf getrennt durch ein Geotextil/ Geogitter (z. B. auf Stop-

pel, auf Grünlandgrasnarbe) gelagert werden. Bei der Rückverfüllung ist darauf zu achten, 

dass es zu keinem Vermischen der Bodenhorizonte kommt. 

Mehrschichtige Böden erfordern eine Miete für jeden Horizont im Arbeitsstreifen, sofern dies 

sinnvoll und technisch möglich ist.  

Die erforderliche Anzahl der Trennungen ist im Rahmen der bodenkundlichen Aufnahme und 

der Baugrunduntersuchungen zu erkunden und bei der Festlegung der Arbeitsstreifen in den 

Unterlagen zur Planfeststellung zu berücksichtigen. 

Bei der Normalstrecke ergibt sich eine Arbeitsstreifenbreite mit offenem Graben von ca. 30 m 

und bis zu 35 m bei ungünstigen Bodenverhältnissen. 

Weitere Verringerungen der Arbeitsstreifenbreite können in Bereichen erzielt werden, in denen 

keine Trennung der ausgehobenen Bodenhorizonte erforderlich ist, und also nur eine einzige 

Aushubmiete erforderlich ist. 

Bei Waldquerungen wird die Bündelung der Trassenkorridore mit vorhandenen Waldschnei-

sen z. B. von Freileitungen, erdverlegten Leitungen oder Verkehrs- und Forstwegen ange-

strebt, wobei die Kabel nicht direkt im Forstweg verlegt würden aber der Schutzstreifen mit 

diesen überlappen kann. Um den Einschlag zu minimieren, kommt auch die Lagerung des 

Aushubmaterials außerhalb der Waldflächen in Frage. 

Unabhängig von dem zuerst realisierten System muss zunächst einer der beiden Kabelgräben 

komplettiert sein, bevor mit dem anderen Kabelgraben begonnen werden kann (siehe Anlage 

2.3, Typenpläne Regelarbeitsstreifen). 

Der offene Graben kann mit verschiedenen Geräten hergestellt werden, z. B. Bagger, Fräse 

etc. Eine Grabenfräse stellt einen Graben mit senkrechten Wänden in einem Arbeitsgang her 

und lagert den Aushub vermischt und ohne Trennung etwaig vorliegender unterschiedlicher 

Bodenhorizonte seitlich ab.  

2.3.3.2 Bauwasserhaltung  

Während der Bauzeit kann es bei der offenen Verlegung der Erdkabel in Bereichen mit hohen 

Grundwasserständen zu Grundwasserabsenkungen kommen, weshalb ggf. temporäre Was-

serhaltungen durchgeführt werden müssen, um die Baustelle von eindringendem Grundwas-

ser frei zu halten. In der Regel erfolgt eine Begrenzung der Grundwasserabsenkung auf ca. 

0,5 m unter der Baugrubensohle. 
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6. Einpflügung jedes einzelnen Schutzrohres (ein Schutzrohr je HGÜ-Kabel) je nach Ab-

stand parallel oder nacheinander, inklusive Trassenwarnband 

7. Verlegung (und gleichzeitige Vermessung) der Schutzrohre für betriebsinterne Lichtwel-

lenleiterkabel, ggf. zusammen mit einem HGÜ-Schutzrohr 

8. Herstellung von Muffengruben an den Schutzrohrenden 

9. Herstellung der Kabelmuffen (Kabelgräben im Muffenbereich bleiben nach Rückbau des 

Kabelgrabens bis zum Einzug des Kabels in das Schutzrohroffen)  

10. Rückbau und Rekultivierung  

11. Wiederherstellung der Drainage nach Abklingen baubedingter Setzungen (i. d. R. nach 

ca. einem Jahr)  

Die VHT beobachten laufend technische Innovationen auf diesem Gebiet der halboffenen Bau-

weisen und prüfen ggf. ihre Einsatzmöglichkeiten. 

2.3.3.4 Geschlossene Bauweisen 

Geschlossene Bauweisen kommen in erster Linie bei der Querung von Verkehrsinfrastruktur-

einrichtungen sowie Gewässern zum Einsatz. Zusätzlich können geschlossene Bauweisen als 

technische Ausführungsvariante an planerischen oder technischen Engstellen, Riegeln, tech-

nisch anspruchsvollen Bereichen und Schutzgebieten z. B. Natura2000-Gebieten zum Einsatz 

kommen. 

Abweichend von der Vorgabe für Schutzstreifen bei der Kabelverlegung in offener Bauweise 

(vgl. Kapitel 2.3.1), sind im Schutzstreifen im Bereich der geschlossenen Bauweise, außerhalb 

der zu querenden Infrastrukturen oder Gewässer sowie ggf. der Start- und Endbereiche der 

Bohrung, tiefwurzelnde Gehölze bei einer Verlegetiefe von mehr als 5 m unterhalb der Gelän-

deoberfläche zulässig. Gehölz- bzw. Waldbestand kann somit in der Bau- und Betriebsphase 

erhalten werden, da eine Schädigung der Kabel durch Wurzelwerk ausgeschlossen ist. Damit 

wird auch eine Schädigung der Gehölzbestände ausgeschlossen. 

Die Baustellenbereiche an der Start- und Zielbaustelle werden ebenso wie die Baufelder bei 

der offenen Bauweise standardmäßig im Umfeld (bis 500 m) von artenschutzrechtlichen Kon-

fliktbereichen oder FFH-Gebieten mittels Kleintierschutzzäunen gegen einwandernde Klein-

tiere (insbesondere Amphibien, Reptilien) gesichert. 

Falls keine bestehende Zuwegung zu den Start- und Zielgruben vorhanden ist, sind ausrei-

chend dimensionierte Zuwegungen für den Zu- und Abtransport der notwendigen Gerätschaf-

ten für eine geschlossene Querung vorzusehen. 

Rohrvortriebsverfahren 

Beim Rohrvortrieb wird ein Rohr aus einer Startbaugrube in eine Zielbaugrube vorgepresst. 

Das Verfahren kann aber auch für andere zu querende Infrastruktur wie Straßen oder Gewäs-

ser zum Einsatz kommen. 
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Abbildung 17: Beispiel HDD-Verfahren 

Quelle: eigene Abbildung 

 

Die überschüssige Bohrspülung wird in der Auffanggrube aufgefangen und wieder aufbereitet. 

Nach Fertigstellung werden der Rest des Bentonits und das anfallende Bohrgut fachgerecht 

entsorgt bzw. recycelt. 

Dieser Prozess erfolgt für jedes Kabelschutzrohr separat. Auffanggruben können für mehrere 

parallele HDD genutzt werden.  
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Abbildung 18: Typische Mindestüberdeckungen bei HDD-Querungen 

Quelle: eigene Abbildung 

 

Für längere Bohrungen müssen auch Ablaufbahnen für die Kabelschutzrohre eingeplant wer-

den, die in der Regel auf dem Arbeitsstreifen des unmittelbar sich anschließenden Trassen-

streifens in offener Bauweise angelegt werden. Somit ergibt sich hierfür kein zusätzlicher 

Platzbedarf.  

Werden mehrere HDD-Bohrungen unmittelbar nacheinander in Folge ausgeführt, sind Stand-

orte für die Verbindung der Abschnitte erforderlich. 

Der Platzbedarf für eine Verbindungsgrube bemisst sich aus dem Bereich zwischen zwei 

Schutzrohrenden der jeweiligen Bohrung, in dem das einzuziehende Kabel manövriert werden 

muss, um einen problemlosen Einzug in das Schutzrohr zu ermöglichen. In der Verbindungs-

grube werden die beiden Rohrenden der HDDs unter Berücksichtigung der vorgegebenen 

Mindestradien und erforderlichen Überdeckung zusammengefügt. Erforderliche Zufahrten und 

Baustelleneinrichtungsflächen sind mit zu berücksichtigen. 

Die Schutzstreifen werden in den HDD-Bereichen aufgeweitet, da die Bohrungen Mindestab-

stände zueinander einhalten müssen, die sich einerseits aus der Steuergenauigkeit des Ver-

fahrens, andererseits aus den erforderlichen Abständen zur Wärmeableitung im Untergrund 

ergeben. Die erforderliche Schutzstreifenbreite wird daher unterschiedlich ausfallen. 

Die Aufweitungen sind in den Anlagen 2.8, 2.9 und 2.10 in den Typenplänen zu Bahn-, Stra-

ßen- und Gewässerquerungen ersichtlich. 
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Hierbei ist zu beachten, dass sich der Achsabstand der einzelnen HDD bei zunehmender Ver-

legetiefe vergrößern muss, um die Wärmeableitung hinreichend zu gewährleisten. Der Ab-

stand zwischen den Erdkabeln beträgt mindestens die halbe Höhe der Überdeckung und ist 

im Einzelfall von technischer Seite zu prüfen. 

In welchem Maße Achsabstände aufzuweiten sind, ist abhängig von den spezifischen thermi-

schen Eigenschaften des zu durchörternden Baugrunds. 

Bei Kreuzungen von Bahnstecken sind des Weiteren besondere technische Vorgaben der 

Deutschen Bahn zu berücksichtigen. In Anlage 2.8 im Typenplan Bahnquerung sind die typi-

schen Abstände dargestellt. 

Jede Kreuzung muss hier individuell berechnet werden, da die tiefenbedingten Mindestab-

stände wie oben beschrieben ebenfalls eingehalten werden müssen. 

Die Bauarbeiten bei Querungen von Bahnlinien müssen nach den aktuell gültigen Vorschriften 

der DB ohne Unterbrechung durchgeführt werden. Dabei können auch längere Arbeitszeiten 

in 24/7 Schichtbetrieb oder generell Nachtarbeiten bei eingestelltem Zugverkehr erforderlich 

werden.  

Mikrotunnel 

Wie auch das HDD-Verfahren, gehört der Mikrotunnelbau zu den im DVGW-Arbeitsblatt GW 

304 beschriebenen steuerbaren Vortriebsverfahren. Beim Mikrotunneling werden von der 

Startgrube aus durch Hydraulikzylinder einzelne Mantelrohre, an deren Kopf sich eine Tunnel-

bohrmaschine (TBM) befindet, durch den Baugrund vorgeschoben. Die Tunnelbohrmaschine 

baut an der Ortsbrust den anstehenden Boden ab und dieser wird durch Förderleitungen durch 

das Mantelrohr zur Startbaugrube transportiert. Die Stützung der Ortsbrust erfolgt entweder 

mechanisch und/ oder flüssigkeits- bzw. erddruckgestützt. Der Rohrvorschub des Mantelroh-

res erfolgt immer rohrschussweise. Bei den Mantelrohren handelt es sich um Stahlbetonrohre, 

die speziell hierfür gefertigt werden. Im Gegensatz zum HDD ist das Mikrotunneling ein ein-

stufiges Bauverfahren, bei dem der Endquerschnitt in einem Arbeitsgang aufgefahren wird. 

Ein späteres Aufweiten erfolgt nicht. Mit entsprechenden Bohrköpfen an der TBM ist es mög-

lich, unterschiedlichste Böden zu durchfahren. Je nach Durchmesser der Bohrung und dem 

verwendeten Stützverfahren an der Ortsbrust ist es möglich, Werkzeuge an dem Bohrkopf zu 

wechseln oder Hindernisse bis zu einer gewissen Größe zu bergen. Mit zunehmender Vor-

triebslänge nimmt die Mantelreibung zu. Wenn die Mantelreibung von den Hydraulikzylindern 

in der Startgrube nicht mehr überwunden werden kann, müssen Dehnerstationen eingesetzt 

werden. Mit mehreren Dehnerstationen ist es im Prinzip möglich, sehr lange Bohrungen auf-

zufahren. Durch eine Schmierung des Ringraumes zwischen Mantelrohraußenkante und um-

gebendem Baugrund mit z. B. einer Bentonit-Wasser-Suspension können die Reibkräfte mini-

miert werden. Durch geeignete Vermessungsverfahren ist es möglich, die Vorgaben des Boh-

rungsprofils zu überwachen und dementsprechend die Steuerung am Bohrkopf durchzufüh-

ren. Grundsätzlich ist es möglich, mit einem Mikrotunneling eine zweiaxiale Krümmung zu 

durchfahren.  

Sollten die Platzverhältnisse dies zulassen, ist es auch möglich auf den Startschacht und/oder 

Zielschacht zu verzichten. Ähnlich wie beim HDD muss der anstehende, zu durchörternde 
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Baugrund grundsätzlich für dieses Bauverfahren geeignet sein. Das MT-Verfahren ist wesent-

lich unempfindlicher gegenüber den angetroffenen Baugrundbedingungen und kann auch For-

mationen sicher beherrschen, die für das HDD-Verfahren problematisch sind (z. B. Grob-

kiese). Beim MT-Verfahren besteht außerdem die Möglichkeit, Hindernisse im Boden (Steine, 

Findlinge) bis zu einer Größe entsprechend etwa 1/3 des Bohrkopfdurchmessers zu durchör-

tern. Größere Hindernisse können bei ausreichendem Tunneldurchmesser vor Ort manuell 

entfernt werden. Im Grundwasserbereich sind die entsprechenden Arbeiten unter Druckluft 

erforderlich, um einen unkontrollierten Wasserzutritt zu verhindern. Es besteht aber auch beim 

MT-Verfahren die grundsätzliche Möglichkeit, dass sehr große Hindernisse in der Bohrtrasse 

vorhanden sind, die zur Aufgabe des Bohrprofiles führen können. In diesem Fall ist abzuwä-

gen, ob diese Hindernisse durch eine veränderte Bohrtrasse umgangen werden können. Je 

nach Ausprägung können diese Hindernisse dazu führen, dass sich das Bauverfahren im 

Nachhinein als ungeeignet herausstellt. Dies ist jedoch sehr selten der Fall. 

Bei ausreichend großem Innendurchmesser ist es möglich, während des Vortriebes das 

Schneidwerkzeug an der Ortsbrust zu wechseln. Ein temporärer Aufenthalt von Personen ist 

in Abhängigkeit des Innendurchmessers und der Länge der Vortriebsstrecke für diese Zwecke 

möglich. Nach DVGW GW 304 ist eine Hindernisbeseitigung für DN 1400 bis DN 2000 einge-

schränkt möglich, ab DN 2000 möglich. Werkzeugwechsel werden in der Regel bei großen 

Bohrungslängen und/ oder sehr abrasivem Boden erforderlich. 

Tunnel in Tübbingbauweise 

Auch Tunnel in Tübbingbauweise können bei längeren Querungen als Sonderbauwerke zum 

Einsatz kommen (z. B. bei der Elbquerung in Planfeststellungsabschnitt A2). Ein Tübbing ist 

ein vorgefertigtes Betonsegment für den Ausbau der Tunnelkontur. In der gebräuchlichsten 

Form bilden sieben Segmente einen vollständigen Ring. Der Tunnel setzt sich dann in Längs-

richtung aus einer Vielzahl von Ringen zusammen. Die Tübbings werden im Zuge des Tun-

nelvortriebs unmittelbar hinter der Tunnelbohrmaschine eingebaut. Die Tunnelvortriebsma-

schine kann sich dann an den bereits eingebauten Tübbingringen abstützen und so axialen 

Vortrieb erreichen. Tunnel in Tübbingbauweise sind üblicherweise begehbar und haben in der 

Regel Außendurchmesser von > 3 m. 

Die Baustelleneinrichtungsfläche für eine typische Start- oder Zielgrube eines Tunnels in Tüb-

bingbauweise variiert je nach Tunnelgröße.  

2.3.3.5 Regelabstände zu Infrastrukturen 

2.3.3.5.1 Kreuzungen 

Bei Kreuzungen von Infrastrukturen werden von den jeweiligen Betreibern Auflagen zu Bau-

weisen für die Kreuzung sowie für den vertikalen Mindestabstand festgelegt. 

Die geforderte Bauweise ist für übergeordnete Straßen ab mind. Landes- und Staatsstraßen 

aufwärts bis hin zur Bundesautobahn i. d. R. eine geschlossene Bauweise ohne nähere Fest-

legung der genauen Bautechnik. Ab etwa Kreisstraße abwärts wird fallweise vom zuständigen 

Straßenbaulastträger eine geschlossene oder offene Bauweise entweder festgelegt oder die 

Ausführungsweise freigestellt.  
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Vertikale Mindestabstände bei Verkehrswegen entsprechen der erforderlichen Mindestüber-

deckung über der Oberkante der Straße oder Schiene bzw. der Überdeckung unter Gewäs-

sersohle bei Bundeswasserstraßen. Sie können bauartbezogen variieren.  

Betreiber von bestehenden Leitungsinfrastrukturen fordern zumeist eine Unter- und nicht etwa 

eine Überquerung ihrer vorhandenen Leitungen. Wo dies nicht gefordert wird, wird der Vorha-

benträger ggf. selbst eine Unterquerung wählen, um die gewünschte Mindestdeckung zum 

Schutz der Leitung einzuhalten. Typische vertikale Mindestabstände zu bestehenden Leitun-

gen sind mind. 0,4 m.  

Das Standardverfahren bei Querungen von Gewässern I. und II. Ordnung sowie Gewässer mit 

naturschutzfachlichem Wert ist das HDD Verfahren. Dabei wird eine Mindesttiefe von 2 m un-

ter der Gewässersohle als meist ausreichend erachtet. Die detaillierte Festlegung erfolgt in 

Abstimmung mit den zuständigen Behörden. Bohrpressverfahren oder Mikrotunnel kommen 

nur unter besonderen Bedingungen zum Einsatz. Bei kleineren oder temporär Wasser führen-

den Gewässern, für die eine offene Querung möglich ist, wird eine Einzelfallentscheidung hin-

sichtlich der optimalen Querungsmethode getroffen. 

Natura 2000 Gebiete müssen grundsätzlich geschlossen gequert werden, die Standardme-

thode ist auch hier das HDD Verfahren. Eine angepasste Verlegetiefe von mind. 3,5 m ge-

währleistet, dass notwendige Bohrungen außerhalb des Durchwurzelungshorizonts von 

schutzwürdigen Gehölzbeständen stattfinden. 

2.3.3.5.2 Parallelführungen 

Mindestabstände bei Parallelführungen zu bestehenden Verkehrswegen werden während der 

Detailplanung mit dem jeweiligen Betreiber abgestimmt. 

Bei Bundesautobahnen ist zunächst kein Mindestabstand nach § 9 FStrG erforderlich, da die 

Kabelanlage kein Bauwerk i. S. d. Regelung darstellt. Der Arbeitsstreifen der HGÜ-Kabel kann 

also an den Böschungsrand der Bundesautobahn grenzen. Bei Bundes-, Landes- und unter-

geordneten Straßen wird sich der Mindestabstand aus dem sicheren, den Verkehr nicht be-

einträchtigenden Bauablauf ergeben, also der Arbeitsstreifen lediglich einen angemessenen, 

im Einzelfall zusammen mit dem Straßenbaulastträger festzulegenden Mindestabstand vom 

Fahrbahnrand einhalten. Bei allen Bundesfernstraßen ist die Zustimmung der zuständigen 

Straßenbaubehörde gem. § 9 FStrG erforderlich. Straßenbegleitende Gräben, Gehölze, etc. 

werde dabei entsprechend berücksichtigt. Ggf. werden zusätzliche Schutzmaßnahmen für das 

Kabel gegen ggf. bei Unfällen die Fahrbahn verlassenden schweren Fahrzeugen umgesetzt. 

Bei Bahnstrecken steht die Stabilität des Bahnkörpers im Vordergrund. Daher fordert die Bahn, 

dass Baugruben, aber auch Kabelgräben außerhalb der ideellen Böschungslinie des Bahnkör-

pers zu liegen kommen. Dies wird mit der Angrenzung des HGÜ-Arbeitsstreifens an die 

Bahnböschungskante problemlos sichergestellt. Darüber hinaus sind ggf. Sicherungsmaßnah-

men gegen von der Bahnoberleitung in die Schirmung des HGÜ-Kabelmantels induzierte 

Fremdspannungen z. B. durch häufigere Erdung der Kabelschirmung zu treffen. 
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 Kabelabschnittstationen 

Zur Unterstützung der Kabelfehlerortung in der Phase der Fehlervorortung und zur Reduzie-

rung der Kabelfehlerortungszeit ohne destruktive Eingriffe in das DC-Kabelsystem sind Kabe-

labschnittsstationen notwendig. 

2.3.7.1 Funktion, Größe und Anzahl 

Kabelabschnittstationen dienen zur Segmentierung der DC Kabelstrecke mit Zugänglichkeit 

des Kabelleiters und des Kabelschirms. Innerhalb der Kabelabschnittsstation wird das Kabel 

dafür aus der Erde geführt und zugänglich gemacht. Dazu wird das Kabel durch die Verwen-

dung von zwei Endverschlüssen, die mit einem Leiter ohne Feststoffisolation (z. B. Alumini-

umrohr) elektrischen verbunden sind, unterbrochen. So können bei einem Fehlerfall sehr leicht 

Messungen an dieser Stelle erfolgen.  

Der Abstand zwischen zwei aufeinanderfolgenden Kabelabschnittsstationen beträgt ca. 

135 km (± 20 km). Es sind vier Kabelabschnittsstationen für Vorhaben Nr. 3 sowie drei Kabe-

labschnittsstationen für Vorhaben Nr. 4 vorgesehen. Die jeweiligen Kabelabschnittsstationen 

von Vorhaben Nr. 3 und Nr. 4 werden unmittelbar nebeneinander an einem gemeinsamen 

Standort angeordnet. Die Anordnung der Kabelabschnittsstation ist auf der Trasse selbst zu 

realisieren, dort jedoch so flexibel, dass sie an siedlungsfernen Standorten ohne nachhaltige 

Beeinträchtigung von Natur und Landschaft errichtet werden können. 

Die Größe einer einzelnen Kabelabschnittsstation auf der Normalstrecke beträgt etwa 0,7 ha. 

Werden zwei Kabelabschnittsstationen der beiden Vorhaben unmittelbar nebeneinander an-

geordnet, ergeben sich Flächeneinsparungen und die Fläche beträgt dann etwa 1,3 ha. Das 

höchste Anlagenteil stellen die Blitzschutzmasten mit 27 m dar. Die Anlagen können sowohl 

offen als auch eingehaust errichtet werden. Die Anlage wird nicht eingegraben o.ä.. Die Kabel 

werden aus dem Kabelgraben heraus über GOK geführt. Die einzelnen Komponenten, wie 

Betriebsgebäude und Freiluftanlage, müssen nicht auf einer Ebene im Gelände liegen, son-

dern können auch höhenversetzt umgesetzt werden. 

Die Kabelabschnittsstationen sind so konzipiert, dass alle relevanten Emissionen am Anlagen-

zaun die vorgegebenen Grenzwerte einhalten bzw. unterschreiten. 
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Abbildung 19: Beispiel einer offenen Kabelabschnittstation 

Quelle: eigene Abbildung 

 

Zur Unterstützung der Fehlerortung wird das DC-Kabelsystem außerdem um Linkboxen (in 

der Phase der Fehlernachortung/ Fehlerfeinortung) (siehe Kapitel 2.3.1.5) sowie Lichtwellen-

leiter (LWL) bzw. LWL-basierte Messsysteme ergänzt (siehe Kapitel 2.3.1.4). LWL-Zwischen-

stationen dienen dazu, die Messgeräte der LWL-basierten Systeme darin unterzubringen. Die 

LWL-basierten Systeme dienen der Kabeltemperaturüberwachung sowie auch der Fehleror-

tung. In den LWL-Zwischenstationen befinden sich neben Messsystemen auch kommunikati-

onstechnische Systeme, die betrieblichen Zwecken sowie der Datenübertragung zwischen 

Netzverknüpfungspunkten/ Konvertern dienen. 

2.3.7.2 Standortauswahl 

Wie im vorigen Kapitel beschrieben, beträgt der Abstand zwischen zwei aufeinanderfolgenden 

Kabelabschnittsstationen ca. 135 km (± 20 km). Somit ergeben sich folgende Kilometrierungen 

entlang des festgelegten Trassenkorridors, bezogen auf die Gesamtlänge des Projekts als 

Ausgangspunkte für die Standortsuche: 
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2.3.7.3 Ergebnis der Standortsuche KAS Nr. 4 

Die Suchbereiche für KAS Nr. 4 stellen sich wie folgt dar: 

 

Abbildung 20: Übersicht der KAS-Suchbereiche für KAS Nr. 4 im Abschnitt E1 

Bei der KAS-Standortsuche wurden vier potenzielle Suchbereiche ermittelt, die in den nach-

folgenden Unterkapiteln genauer beschrieben werden.  
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Der Suchbereich liegt ca. 1000 m südlich der Ortschaft Binsfeld. Aufgrund des vorhandenen 

Waldes ist eine direkte Sicht auf die KAS nicht gegebenen. 

Im westlichen Teil des Suchbereichs verlaufen 2 Rohrfernleitungen der Open Grid Europe. 

Dadurch kann der Suchbereich bereits als vorbelastet gesehen werden. 

2.3.7.3.4 Suchbereich 4.4: Östlich Retzstadt 

Der Suchbereich 4.4 befindet sich im Abschnitt E1, Trassensegment 047. 

Der Suchbereich 4.4 befindet sich östlich von Retzstadt und nördlich der MSP 7 in der Ge-

meinde Retzstadt. Zum Suchbereich führt ein vorhandener Feldweg, welcher als Zuwegung 

für die Betriebsphase ausgebaut werden muss. Der Suchbereich ist geprägt von Ackerflächen 

in einer natürlichen Geländesenke in einem leichten Gefälle Richtung Südosten. 

Der Suchbereich liegt ca. 500 m östlich eines Vorortes von Retzstadt. Da sich der Suchbereich 

in einer natürlichen Geländesenke befindet, ist der Suchbereich vom Vorort von Retzstadt 

nicht sichtbar. 

Ca. 400 m nördlich des Suchbereichs befindet sich ein Windpark. Dadurch, dass der Suchbe-

reich außerhalb des Windparks liegt, kann von einer Vorbelastung nicht ausgegangen werden. 

Des Weiteren liegt der Suchbereich im Einzugsgebiet des Wasserschutzgebietes Halsheim-

Arnstein, dadurch sind in der Bauphase auch Umweltauswirkungen zu erwarten. 

2.3.7.3.5 Fazit 

Tabelle 7: Vergleich der möglichen Suchbereiche für KAS Nr. 4. 

Nr. Positiv Negativ 

4.1 + nahezu ebenes Gelände 

+ keine direkte Sicht von Ortschaft 

Schwebenried und Altbessingen 

+ Zuwegung vorhanden 

- sehr exponierte Lage 

 

4.2 + keine direkte Sicht von Ortschaft 

Marbach und Siedlung Wiesenhof 

+ Zuwegung vorhanden 

+ durch 2 Freileitungen und geplante 

Bundesstraße vorbelastet 

+ Suchbereich in Geländesenke 

- Geringe bautechnische Maßnah-
men aufgrund geringer Geländenei-
gung erforderlich (Erdbewegungen) 







http://www.ffh-vp-info/
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Das BfN weist dem Projekttyp Höchstspannungs-Erdkabel (offene oder geschlossene Bau-

weise) Wirkfaktoren einschließlich einer Relevanzbeurteilung zu. Diese Einteilung ist mit Be-

zug auf die Belange der maßgeblichen Bestandteile von Natura 2000-Gebieten entstanden 

(z. B. FFH-Lebensraumtypen (LRT) und Anhang II-Arten). Sie berücksichtigt aber auch Aus-

wirkungen auf bspw. Boden, Wasser und Luft, sofern diese wiederum Auswirkungen auf die 

FFH-LRT bzw. -Arten haben können. 

Für das Gesamtvorhaben SuedLink wurde diese Liste überprüft und auf die Schutzgüter des 

UVP-Berichts erweitert. Die folgende Betrachtung der Wirkfaktoren beinhaltet also neben den 

FFH-verbundenen-Themen (Schutzgüter Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Boden, 

Wasser, Klima und Luft) auch die Schutzgüter Menschen, insbesondere die menschliche Ge-

sundheit, Fläche, Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie die Wechselwir-

kungen untereinander. Dafür wurden die Definitionen der Wirkfaktoren teilweise angepasst 

oder ergänzt (s.u.).  

Die folgenden Wirkfaktoren der Aufstellung des BfN sind beim Gesamtvorhaben SuedLink ent-

sprechend der Vorhabensbeschreibung und unter Berücksichtigung der örtlichen Gegeben-

heiten im fTK nicht zu erwarten und werden daher nicht weiter berücksichtigt: 

2-3 Intensivierung der land-, forst- oder fischereiwirtschaftlichen Nutzung 

2-4 Kurzzeitige Aufgabe habitatprägender Nutzung/ Pflege 

2-5 (Länger) andauernde Aufgabe habitatprägender Nutzung/ Pflege 

3-2 Veränderung der morphologischen Verhältnisse 

3-4 Veränderung der hydrochemischen Verhältnisse (Beschaffenheit) 

4-2 Anlagebedingte Barriere- oder Fallenwirkung/ Mortalität 

6-1 Stickstoff- u. Phosphatverbindungen/ Nährstoffeintrag 

6-3 Schwermetalle 

6-4 Sonstige durch Verbrennungs- u. Produktionsprozesse entstehende Schadstoffe 

6-5 Salz 

6-8 Endokrin wirkende Stoffe 

6-9 Sonstige Stoffe 

7-2 Ionisierende/ radioaktive Strahlung 

8-3 Bekämpfung von Organismen (Pestizide u. a.) 

8-4 Freisetzung gentechnisch neuer bzw. veränderter Organismen 

Tabelle 9 zeigt eine Übersicht über die auf der Planfeststellungsebene nach § 21 NABEG zu 

berücksichtigenden projektbedingten Wirkfaktoren, unterteilt in die Kategorien Bau, Anlage 

und Betrieb für die jeweiligen Schutzgüter. Im nachfolgenden Kapitel 3.2 werden die in der 

Tabelle aufgeführten Wirkfaktoren im Hinblick auf ihre Wirkweiten und die Empfindlichkeiten 
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der Schutzgüter beschrieben, um im Anschluss die schutzgutspezifischen Untersuchungs-

räume auszuweisen. Hierbei werden auch Maßnahmen wie beispielsweise Lärmschutzwände 

berücksichtigt, die Bestandteil der technischen Bauausführung sind (vgl. Kapitel 2.3). Auch die 

Tatsache, dass bestimmte Wirkfaktoren über Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

indirekte Auswirkungen auf Schutzgutfunktionen haben können, wird in den textlichen Erläu-

terungen berücksichtigt. 
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Klima und Luft 

Temporäre Überbauungen oder Versiegelungen im Bereich der Zuwegungen, BE-Flächen und 

des Schutzstreifens haben eine kurzzeitige Minderung der klimatischen Funktion dieser Flä-

chen zur Folge. Im Bereich von oberirdischen Bauwerken tritt ein vollständiger Verlust der 

dortigen Funktionen für das Klima ein. Dies ist insbesondere dann relevant, wenn hiervon Be-

reiche mit hervorhebenswerter Funktion für das Klima oder die Luftreinhaltung betroffen sind. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass die Funktionsverluste auf den Bereich des Mikro- 

/ Mesoklimas beschränkt bleiben. 

Landschaft 

Temporäre Überbauungen oder Versiegelungen im Bereich der Zuwegungen, BE-Flächen und 

des Schutzstreifens haben eine kurzzeitige Minderung der Landschaftsbildqualität zur Folge. 

Im Bereich von oberirdischen Bauwerken tritt ein vollständiger Verlust der dortigen Funktionen 

ein. Dies ist insbesondere dann relevant, wenn landschaftsbildprägende Strukturen von Über-

bauung betroffen sind. Für die geschlossene Bauweise sind Auswirkungen in geringerem Um-

fang und temporär im Bereich von Zuwegungen, BE-Flächen sowie Start- und Zielgruben zu 

erwarten. 

Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Das Schutzgut kann durch eine baubedingte temporäre Flächeninanspruchnahme von oberir-

dischen Baudenkmalen (z. B. Wegkreuzen) betroffen sein, was einen Verlust von Kulturstätten 

und sonstigen Sachgütern zur Folge hätte. Dauerhaft können sich Beeinträchtigungen für das 

Schutzgut lediglich anlagebedingt durch die Errichtung größerer oberirdischer Bauwerke oder 

betriebsbedingt durch die Freihaltung von Waldschneisen für Denkmale mit Umgebungs-

schutz ergeben. 

Die Beeinträchtigung von Bodendenkmalen durch Bodenveränderungen wird unter dem Wirk-

faktor 3-1 Veränderung des Bodens bzw. des Untergrundes betrachtet. 

 Veränderung der Habitatstruktur/ Nutzung (Wirkfaktorengruppe 2) 

3.2.2.1 Direkte (und indirekte) Veränderung von Vegetations-/Biotopstrukturen (Wirkfaktor 2-1) 

Der Wirkfaktor 2-1 umfasst alle vorhabenbedingten Veränderungen der Vegetationsdecke, die 

zu Beschädigungen, einem Verlust oder zu neuen Vegetations- bzw. Habitatverhältnissen füh-

ren. Es sind in erster Linie baubedingte Wirkungen im Zuge der Baustellenfreimachung und 

der eigentlichen Bautätigkeiten im Bereich des Arbeitsstreifens, der Zuwegungen und BE-Flä-

chen relevant, die sowohl von der offenen als auch der geschlossenen Bauweise ausgehen.  

Durch die geschlossene Bauweise können die Beeinträchtigungen, wie bereits beim Wirkfak-

tor 1-1 erläutert, deutlich minimiert werden. Die Bauzeit ist für die einzelnen Bauabschnitte 

(vgl. Kapitel 2.3.3.4) in der Regel auf wenige Monate beschränkt. Nach Abschluss der Arbeiten 

wird außerhalb von gehölzgeprägten Lebensräumen die ursprüngliche Vegetationsstruktur 

wiederhergestellt und die ursprüngliche Nutzung wiederaufgenommen.  
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Weiterhin ist im Falle von neuen oder erweiterten Waldschneisen mit einer Veränderung der 

Lebensraumqualität durch Änderungen des Waldklimas sowie erhöhter Waldbruch-/ Wind-

wurfgefahr zu rechnen. Die Reichweite der Windwurfgefahr wird mit bis zu 40 m vom Arbeits-

streifen angenommen. Indirekte Auswirkungen auf Biotope durch Veränderungen des Bodens, 

des Bodenwasserhaushalts oder durch Wärmeemissionen des Erdkabels werden bei den je-

weiligen Wirkfaktoren beschrieben (Wirkfaktoren 3-1, 3-3, 3-5).  

Klima/ Luft 

Für die Schutzgüter Klima/ Luft können Beeinträchtigungen entstehen, sofern in Gehölzbio-

tope eingegriffen wird, die wichtige Funktionen zur (lokalen) Klimaregulation oder zur Luftqua-

lität sowie zur CO2-Speicherfunktion einnehmen. 

Durch die Schaffung von Waldschneisen können bei der offenen Bauweise kleinklimatische 

Veränderungen in angrenzenden Waldbereichen hervorgerufen werden, da in den Randberei-

chen des Waldes u. a. der Lichteinfall und die Luftbewegung zunimmt, während die Luftfeuchte 

insgesamt verringert wird. Dies kann zur Veränderung der Artenzusammensetzung in diesen 

Bereichen führen. Betroffen von dieser Wirkung sind die an die Schneise angrenzenden Wald-

bereiche in einer Tiefe, die etwa der doppelten Bestandshöhe entspricht. Für die geschlossene 

Bauweise sind keine Auswirkungen zu erwarten, da im Bereich des Kabels aufgrund der tie-

feren Lage kein Schutzstreifen benötigt wird. 

Landschaft 

Temporäre Auswirkungen durch die Anlage von BE-Flächen, Zuwegungen und den Arbeits-

streifen und den damit einhergehenden Abschub der Vegetationsdecke im Offenland werden 

als nicht relevant eingestuft. Dauerhafte Veränderungen des Landschaftsbildes und der Kul-

turlandschaft und eine damit einhergehende Beeinträchtigung der Erholungseignung ist in ers-

ter Linie bei einer offenen Bauweise in Wäldern durch den Schutzstreifen möglich (Schneisen-

bildung), da sich hierdurch das Erscheinungsbild von geschlossenen Gehölzbeständen verän-

dern kann und neue Sichtbeziehungen entstehen können. Für die geschlossene Bauweise 

können sich hier lediglich in ausgedehnten Waldflächen Veränderungen der Sichtbeziehungen 

durch Gehölzentfernungen ergeben, wenn eine vollständige Unterbohrung nicht möglich ist 

und eine (oder mehrere) weitere Start- und Zielgruben im Wald eingerichtet werden müssen 

und hierfür von den Waldrändern aus Zuwegungen (also Waldschneisen) anzulegen sind. 

Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter  

Für das Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter können sich baubedingt im Be-

reich des Arbeitsstreifens, der Zuwegungen und BE-Flächen kleinräumig temporäre Verände-

rungen bedeutsamer Kulturlandschaftsbestandteile (z. B. Wölbäcker) ergeben, die sich jedoch 

nach Abschluss der Bauarbeiten im Offenland mit sich schnell regenerierenden Biotopen zum 

Ausgangszustand zurückentwickeln können. Lediglich im Bereich des Schutzstreifens in Wäl-

dern, in Sonderkulturen sowie in Halboffenlandschaften oder bei oberirdischen Anlagen sind 

ein Verlust von Kulturstätten und sonstigen Sachgütern und damit dauerhafte Auswirkungen 

möglich. Darüber hinaus können Auswirkungen im Bereich der Kabelabschnittsstationen und 















Antrag auf Planfeststellungsbeschluss A100_ArgeSL_P19_V3_E1_GEN_1000 
Planfeststellungsabschnitt E1 12.11.2020 
 

ARGE SuedLink 2019 125  | 341  
A100_ArgeSL_P19_V3_E1_GEN_1000_Antrag P19.docx © ArgeSL19 - 2020 

Waldbiotopen vor allem angesichts der betriebsbedingten Freihaltung des Schutzstreifens als 

dauerhaft einzustufen. Betroffen von Barriereeffekten sind Arten mit sehr geringer Mobilität 

oder enger Bindung an Gehölzbiotope. Weiterhin können sich für aquatisch lebende Arten bei 

offenen Gewässerquerungen aufgrund der erforderlichen Einstauung temporäre Auswirkun-

gen von Wanderbeziehungen ergeben.  

Landschaft 

Bei Querungen von Wegen und Straßen in offener Bauweise kann es für die Zeit der Bautä-

tigkeiten zu einer Unterbrechung von Wege- und Wanderbeziehungen kommen, die die Erho-

lungsfunktion der Landschaft temporär einschränken kann. Nach Fertigstellung der jeweiligen 

Bauabschnitte sind die betroffenen Infrastrukturen allerdings wieder vollumfänglich nutzbar. 

3.2.4.2 Fallenwirkung/ Individuenverluste (Wirkfaktor 4-1) 

Eine baubedingte Fallenwirkung für Tiere mit einhergehenden Individuenverlusten kann durch 

das Hineinfallen in den offenen Kabelgraben oder in Baugruben der geschlossenen Bauweise 

entstehen. Der Wirkfaktor umfasst zudem Individuenverluste, die infolge der bauzeitlichen Tä-

tigkeiten (Baustellenfreimachung und -verkehr, Aushub des Kabelgrabens etc.) entstehen. Der 

Wirkfaktor ist lediglich für das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt relevant. 

Wechselwirkungen zu anderen Schutzgütern können daher ausgeschlossen werden. 

Der Wirkraum für die baubedingte Fallenwirkung umfasst den Kabelgraben (offene Bauweise) 

sowie Baugruben (geschlossene Bauweise). 

Für baubedingte Individuenverluste lassen sich der gesamte Arbeitsstreifen und ggf. außer-

halb des Arbeitsstreifens befindliche BE-Flächen sowie Zufahrten als Wirkraum abgrenzen. 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Innerhalb des Schutzgutes besteht für an den Boden gebundene Tiere, vor allem für solche 

mit einem ausgeprägten Wanderverhalten, die Gefahr, in den offenstehenden Kabelgraben 

oder in Baugruben zu fallen. Hierdurch besteht einmal die Gefahr der Verletzung durch den 

Sturz oder aber des Ertrinkens in Gruben mit hoch anstehendem Wasser, verbunden mit einer 

erhöhten Prädationsrate.  

 Nichtstoffliche Einwirkungen (Wirkfaktorengruppe 5) 

3.2.5.1 Akustische Reize (Wirkfaktor 5-1) 

Unter diesem Wirkfaktor werden alle akustischen Emissionen gefasst, die während des Baus 

der Erdkabelleitung entstehen können. Hierzu zählen baubedingte Geräuschemissionen durch 

Baufahrzeuge und -maschinen (Baggerarbeiten, Bohrungen, Fräsungen), die für die offene 

sowie die geschlossene Bauweise eingesetzt werden. Die Geräuschemissionen sind pro Bau-

abschnitt in der Regel auf einige Wochen und in Einzelfällen auf bis zu auf mehrere Monate 

beschränkt. Da bei der offenen Bauweise an einem Bauabschnitt kein dauerhafter Baubetrieb 

herrscht, sondern auch Phasen von Lärmpausen auftreten, ist nicht mit dem Auftreten von 

Dauerlärm zu rechnen. Aufgrund der insgesamt geringen Quellpegel können direkte physische 

Schädigungen durch Schall ausgeschlossen werden. Von episodischen Schallereignissen 
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Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 

Auswirkungen von Lärm auf Tiere sind wissenschaftlich belegt und können bei lärmempfindli-

chen Tierarten zu Flucht- und Meideverhalten, einer erhöhten Prädationsrate oder einem Aus-

fall des Fortpflanzungserfolgs (z. B. durch Maskierungseffekte, Individuenverluste durch die 

Aufgabe von Brutplätzen) führen. Im Unterschied zu Verkehrslärm stellt Baustellenlärm in aller 

Regel keinen Dauerlärm dar, da ausreichend Phasen mit geringer Schallemission auftreten, 

um Maskierungseffekte ausschließen zu können. Plötzliche, abrupte Lärmereignisse können 

aber Scheuchwirkungen nach sich ziehen, die zu Fluchtverhalten führen und unter bestimmten 

Bedingungen zu Individuenverlusten (z. B. Aufgabe von Gelegen bei Vögeln) führen können. 

In der Regel werden akustische Reize durch stärker wirkende visuelle Reize (Wirkfaktor 5-2) 

überlagert und mit diesem Wirkfaktor zusammen betrachtet  

Kontinuierliche Lärmemissionen, die als Dauerlärm einzustufen sind, treten ausschließlich bei 

der geschlossenen Bauweise aufgrund der kontinuierlich laufenden Bohrgeräte auf. In diesen 

Fällen sind auch Maskierungseffekte zu prüfen. Für Dauerlärm wird die Wirkreichweite anhand 

der immissionsschutzrechtlichen Betrachtungen ermittelt und anhand der 47 dB(A)-Isophone 

als Untersuchungsraum angesetzt. 

Landschaft 

Für das Schutzgut Landschaft kann während der Bauphase und in Intervallen auch betriebs-

bedingt durch Arbeiten im Schutzstreifen und bei den Kabelabschnittsstationen eine tempo-

räre Minderung der Erholungseignung durch den Baustellenverkehr und Baumaschinen an 

und in der Umgebung von Bauabschnitten eintreten. 

3.2.5.2 Optische Veränderungen/ Bewegungen (Wirkfaktor 5-2) 

Dieser Wirkfaktor umfasst alle visuell wahrnehmbaren Reize außer Licht, die einen negativen 

Einfluss auf die Schutzgüter ausüben können. Bei Erdkabelvorhaben ist der Wirkfaktor wäh-

rend der Bauphase durch den Baustellenverkehr sowie durch Baufahrzeuge und menschliche 

Anwesenheit relevant. Betriebsbedingte optische Reizauslöser treten in regelmäßigen Inter-

vallen im Zuge der Trassenpflege auf (außer in Bereichen der geschlossenen Querung, da 

dort kein Schutzstreifen benötigt wird). Diese sind allerdings zu vernachlässigen, da ihr Aus-

maß in der Regel geringer ausfällt als optische Reize, die durch das übliche Verkehrsaufkom-

men oder land- und forstwirtschaftliche Nutzungen entstehen. Optische Reize können anlage-

bedingt von oberirdischen Bauwerken ausgehen. 

Der Wirkraum des Wirkfaktors richtet sich nach den jeweiligen Empfindlichkeiten der Schutz-

güter, wobei das Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt aufgrund der Störwir-

kung für einige Tierarten (v.a. die Gruppe der Avifauna) als am empfindlichsten einzustufen 

ist. Als Wirkweite wird für das Schutzgut dementsprechend (in Anlehnung an Gassner et al. 

2010) ein maximaler Wirkraum von 500 m festgesetzt. 
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Schutzgut Landschaft 

Für das Schutzgut Landschaft sind in erster Linie Wirkfaktoren relevant, die mit einer Verän-

derung von Sichtbeziehungen einhergehen oder durch z. B. akustische Reize die Erholungs-

funktion beeinträchtigen können. Angesichts der für das Schutzgut Menschen, insbesondere 

die menschliche Gesundheit geltenden Wirkräume wird auch für das Schutzgut Landschaft ein 

Untersuchungsraum von 500 m beidseits des Trassenvorschlags und der Alternativen sowie 

aller neuanzulegenden und auszubauenden Zuwegungen, die über diesen Untersuchungs-

raum hinausgehen, ausgewiesen. 

Schutzgüter Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Für das Schutzgut sind zum einen Wirkfaktoren mit Eingriffen in den Boden relevant, da sie 

negative Auswirkungen auf Bodendenkmale haben können. Die ebenfalls unter dem Schutz-

gut gefassten oberirdischen Baudenkmale weisen neben dem Risiko einer Überbauung eine 

Empfindlichkeit gegenüber sichtverändernden Wirkungen in ihrer Umgebung durch oberirdi-

sche Anlagen oder Waldschneisen auf. Daher wird grundsätzlich ein Untersuchungsraum von 

500 m beidseits des Trassenvorschlags und der Alternativen sowie aller neuanzulegenden 

und auszubauenden Zuwegungen, die über diesen Untersuchungsraum hinausgehen, festge-

legt, der auf Planfeststellungsebene in Abhängigkeit des länderspezifisch festgelegten Umge-

bungsschutzes angepasst werden kann.  

Tabelle 10: Festlegung der schutzgutspezifischen maximalen Untersuchungsräume 

Schutzgut Puffer links und rechts des Trassenvor-
schlags und Alternativen* 

Menschen, insbesondere die menschliche 
Gesundheit 500 m 

Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 
(vgl. Angaben des Kartierkonzeptes) 

Tiere max. 500 m ** 
Biotope max. 100 m 

Boden 100 m 

Fläche 50 m 

Wasser 100 m 

Klima und Luft 50 m 

Landschaft 500 m 

Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter abhängig vom Umgebungsschutz\ grund-
sätzlich bis zu 500 m 

* Abhängig von den Wirkfaktoren können die einzelnen Untersuchungsräume auch kleiner ausfallen 

** In Abhängigkeit der Empfindlichkeit der Arten(gruppen) sowie ihrer Aktionsräume werden die Untersuchungsräume ar-
ten(gruppen)spezifisch festgelegt (vgl. Kartierkonzept unter Kapitel 4.2) 

 Betrachtung von Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebs 

Nach § 19 der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) muss der Betreiber (von Betriebsbereichen 

gemäß § 3 Abs. 5a BImSchG) Störfälle und bestimmte Störungen des bestimmungsgemäßen 

Betriebs der zuständigen Behörde melden. Das hier betrachtete Vorhaben fällt nicht unter die 
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Ziel des UVP-Berichts ist die Beschreibung der zu erwartenden erheblichen Umweltauswir-

kungen des Vorhabens und der vom Vorhabenträger geprüften vernünftigen Alternativen so-

wie die Angabe der wesentlichen Gründe für die Auswahl. Ausführungen zum themenüber-

greifenden Alternativenvergleich siehe Kapitel 4.4.  

Beschreibung des Vorhabens (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 UVPG) 

Aus den technischen Erläuterungen zum Vorhaben (vgl. Kapitel 2.4) werden die relevanten 

Angaben zum Vorhaben, zur Art, zum Umfang und zur Ausgestaltung sowie zur Größe heran-

gezogen. Dazu zählen auch Maßnahmen zur Verringerung oder Ausschluss von Umweltaus-

wirkungen, die integraler Bestandteil der technischen Ausführung sind. 

Basierend auf diesen Angaben erfolgt die Ermittlung möglicher nachteiliger vorhabenbedingter 

Auswirkungen auf die Schutzgutfunktionen sowie eine Beurteilung ihrer Erheblichkeit. 

Untersuchungsraum (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 UVPG) 

Grundlage für die Festlegung des Untersuchungsraumes bildet der im Zuge der Grobtrassie-

rung entwickelte Trassenvorschlag einschließlich der Alternativen inklusive der für die Errich-

tung der notwendigen oberirdischen Bauwerke erforderlichen Flächen sowie die in Kapi-

tel 3der hier vorliegenden Antragsunterlagen ermittelten Wirkräume der relevanten Wirkfakto-

ren des Vorhabens.  

Aufgrund der unterschiedlichen Wirkfaktoren und Wirkräume, die auf die schutzgutspezifi-

schen Funktionen wirken, sowie unterschiedliche schutzgutbezogene Empfindlichkeit werden 

die Untersuchungsräume innerhalb der Schutzgüter gesondert festgelegt. Detailliertere Erläu-

terungen zu den jeweiligen Untersuchungsräumen sind Kapitel 3.3 zu entnehmen. Der maxi-

mal schutzgutspezifisch ausgewiesene Untersuchungsraum beträgt 500 m beidseits des Tras-

senvorschlags und der Alternativen. 

Datengrundlagen und Methode der Bestandserfassung, -darstellung (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 
UVPG) 

In den Kapitel 4.1.2 bis 4.1.9 werden die zu verwendenden Datengrundlagen detailliert schutz-

gutspezifisch aufgelistet. 

Für die Unterlagen gemäß § 21 NABEG werden alle bereits auf Bundesfachplanungsebene 

und für die Antragsunterlagen nach § 19 NABEG verwendeten Bestandsdaten der Fachbehör-

den auf Bundes-, Landes- und Regionalebene unter Berücksichtigung der neuen schutzgut-

spezifischen Untersuchungsräume verwendet. Die Daten werden durch erneute Abfragen ak-

tualisiert und konkretisiert. Zusätzlich werden Bestandsdaten und Informationen von Lokalbe-

hörden sowie Informationen aus der Antragskonferenz nach § 20 NABEG eingeholt und be-

rücksichtigt. Neben der Verwendung von Bestandsdaten sind für bestimmte Schutzgüter Kar-

tierungen und Untersuchungen geplant. Ausführungen hierzu sind in den Unterkapiteln zu den 

einzelnen Schutzgütern sowie den weiteren für den Plan zu erstellenden Unterlagen und Gut-

achten (Kapitel 4.3) aufgeführt. 

Die Beschreibung des aktuellen Zustandes erfolgt schutzgutspezifisch innerhalb des für das 

jeweilige Schutzgut bzw. seiner Funktionen festgelegten Untersuchungsraumes. Dabei wer-

den die für die Bewertung relevanten Bestandteile hinsichtlich ihrer Lage, ihrer speziellen 
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Wie bereits in Kapitel 1.7 erläutert, ist die Bundesfachplanung in den §§ 4 - 17 NABEG geregelt 

und endet mit der Festlegung eines Trassenkorridors (fTK = festgelegter Trassenkorridor) 

(§ 12 NABEG). Das Planfeststellungsverfahren ist die der Bundesfachplanung nachgelagerte 

Ebene mit dem Ziel, innerhalb des 1 km breiten fTK aus umweltfachlicher, technischer und 

wirtschaftlicher Sicht denjenigen Trassenverlauf zu ermitteln, dem die wenigsten öffentlichen 

und privaten Belange entgegenstehen. Entsprechend den unterschiedlichen Zielstellungen ist 

auch die Maßstabsebene sowie Beurteilungstiefe auf Ebene der Planfeststellung deutlich de-

taillierter als auf Ebene der Bundesfachplanung. So wurden Belange und Wirkfaktoren, die 

lediglich unter Kenntnis der konkreten örtlichen Gegebenheiten oder technischer Angaben be-

urteilt werden können nicht in der Bundesfachplanung berücksichtigt, müssen jedoch für die 

Planfeststellung ergänzend mit aufgenommen werden.  

4.1.1.5 Aussagen zur grenzüberschreitenden UVP 

Da die prognostizierten Wirkweiten des geplanten Gesamtvorhabens SuedLink deutlich gerin-

ger sind als die Distanz des Vorhabens zu jeglichen Grenzen der benachbarten Länder von 

Deutschland, können potenzielle grenzüberschreitende Beeinträchtigungen gänzlich ausge-

schlossen werden. Auch die in Kapitel 3 für die Planfeststellung aufgeführten zu betrachtenden 

Wirkfaktoren und deren Wirkweiten zeigen, dass durch das Vorhaben keine nennenswerten 

Auswirkungen zu erwarten sind, die über eine Entfernung von 500 m hinausgehen.  

Eine weitergehende Betrachtung grenzüberschreitender Auswirkungen kann somit entfallen.  

4.1.1.6 Umgang mit raumordnerischen Belangen 

Als Grundlage für den Umgang mit raumordnerischen Belangen im UVP-Bericht der Ebene 

nach § 21 NABEG dient die Raumverträglichkeitsstudie (RVS) der Bundesfachplanung 

(§ 8 NABEG) sowie die Entscheidung gemäß § 12 NABEG, welche eine Begründung enthält, 

in der die Raumverträglichkeit im Einzelnen dargestellt ist.  

Die raumordnerischen Belange, für die im Zuge der RVS (§ 8 NABEG) keine Konformität fest-

gestellt wurde und/ oder für die die Konformität nur unter bestimmten Maßgaben (unter Be-

rücksichtigung der Maßgaben und Hinweise aus der Entscheidung gemäß § 12 NABEG) her-

gestellt werden kann, werden in der Bearbeitung soweit möglich einem oder mehreren UVP-

Schutzgütern zugeordnet und dort integriert. Andernfalls werden sie über die Unterlage der 

sonstigen öffentlichen und privaten Belange abgearbeitet. Dabei erfolgt ebenfalls eine Aktua-

lisierung der Datengrundlage. 

 Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 

4.1.2.1 (Schutzgutspezifischer) Untersuchungsraum 

Basierend auf den vom Vorhaben potenziell ausgehenden Wirkfaktoren wird für das Schutzgut 

ein Untersuchungsraum von 500 m beidseits des zu prüfenden Trassenvorschlags und der 

Alternativen, oberirdischen Anlagen und sonstigen Arbeitsflächen abgegrenzt (vgl. Kapi-

tel 3.3). 
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4.2.7.2 Brutvögel 

Revierkartierung 

Brutvögel werden auf Probeflächen im fTK erfasst. Die Größe der einzelnen Untersuchungs-

flächen ist von der Ausdehnung der erfassten Habitat-/Biotopkomplexe abhängig; als Richt-

wert gilt ca. 20 % der Gesamtfläche, mindestens jedoch 20 % der für die jeweilige Gilde rele-

vanten Habitat-/Biotopkomplexe. 

Horstkartierung, Verhaltensbeobachtung 

Untersucht werden potenziell für Großvögel geeignete Wälder und größere Gehölze im Ar-

beitsstreifen des TV und der Alternativen zzgl. beidseitig eines bis zu 500 m breiten Puffers, 

der von der Stördistanz der empfindlichsten zu erwartenden Großvogelart gemäß Gassner et 

al. (2010) abhängig ist. 

Je nach Ausprägung der Wälder wird eine Horstkartierung inklusive anschließender zweima-

liger Besatzkontrolle oder eine Verhaltensbeobachtung inklusive Nachsuche zur Identifikation 

von Horststandorten durchgeführt.  

4.2.7.3 Fledermäuse 

Die Erfassungen des Artenspektrums erfolgt durch automatische akustische Erfassung in 

sämtlichen geeigneten Wäldern sowie anderen Habitaten (z. B. Streuobstwiesen), in denen 

natürliche Quartiere vorhanden sein können und die von dem Trassenvorschlag und dessen 

Alternativen inklusive den zu erwartenden Eingriffsbereichen gequert werden. Bei Verdacht 

auf baumhöhlenbewohnende Fledermausarten erfolgt Netzfang zur Determination akustisch 

schwer bestimmbarer Arten und zur Feststellung des Status im Gebiet. Werden dabei repro-

duktive Weibchen baumhöhlenbewohnender Arten gefangen, werden diese zur Quartierfin-

dung telemetriert.  

4.2.7.4 Haselmaus 

Auf 5 % der potenziell geeigneten Habitate im fTK werden Probeflächen von etwa 1 ha Größe 

beprobt. Zusätzlich müssen lineare Strukturen berücksichtigt werden. In den ermittelten Pro-

beflächen wurde im Herbst 2019 nach Fraßspuren und Freinestern gesucht. Parallel zu den 

Kartierungen in Wäldern und Gehölzen mit geeignetem Habitatpotenzial erfolgte eine Rele-

vanzprüfung, ob Haselmausvorkommen zu erwarten sind. Davon ist abhängig, ob die Unter-

suchungen im Jahr 2020 fortgeführt werden. 

Falls weiterhin ein Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann, werden Nesttubes ab April 

2020 ausgebracht. Diese werden bis November 2020 an sechs Terminen kontrolliert.  

4.2.7.5 Wildkatze 

Zunächst erfolgt eine Analyse der bereits vorhandenen sicheren Nachweise, für die keine wei-

teren Untersuchungen notwendig sind. Die weiteren potenziellen Wildkatzenhabitate, die vom 

Trassenvorschlag und dessen Alternativen durchlaufen werden (es wird der zu erwartende 

Eingriffsbereich (Kabelgraben plus Arbeitsstreifen) des Trassenvorschlages von ca. 35 m im 

Bereich der Normalstrecke zu Grunde gelegt), werden mittels Lockstockmethode untersucht. 
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Dabei werden fünf Lockstöcke pro 100 ha (entspricht einem pro 20 ha) im Untersuchungsraum 

(fTK mit i.d.R. 1 km Breite) ausgebracht. Die Lockstöcke werden im Zeitraum Februar/März 

sechsmal kontrolliert.  

Sichere Vorkommen (< 5 Jahre) gemäß Datenabfrage bei Fachbehörden führen dazu, dass 

keine Untersuchungen mehr durchgeführt werden müssen, die Art wird dann als vorkommend 

angenommen. Die Kartierungen konzentrieren sich somit auf Bereiche mit potenziellen Vor-

kommen.  

Über die Ergebnisse der Lockstockkartierungen hinaus fließen die Ergebnisse aus der Wald-

strukturkartierung bei der weiteren Planung der Trasse ein. Kenntnisse über für die Wildkatze 

geeignete Habitatstrukturen können zu Vermeidungsmaßnahmen (kleinräumige Verschiebung 

der Trasse) oder zu weiteren Kartierungen führen. Von besonderer Bedeutung sind in diesem 

Zusammenhang Bereiche mit einer hohen Eignung für die Jungenaufzucht.  

4.2.7.6 Amphibien 

Es werden zunächst potenziell geeignete Gewässer im Bereich des Trassenvorschlages und 

dessen Alternativen zusammengestellt und hinsichtlich einer möglichen Betroffenheit über-

prüft. Untersuchungen finden nur statt, sofern konkrete Betroffenheiten zu erwarten sind, die 

nicht durch die generelle Vermeidung der Inanspruchnahme der Gewässer, eine Unterbohrung 

oder durch Standardmaßnahmen (Kleintierschutzzaun) vermieden werden können.  

Aufgrund der artspezifischen Besonderheiten kommen unterschiedliche Methoden zum Ein-

satz. Neben Sichtbeobachtungen und dem Verhören werden zur Untersuchung der Schwanz-

lurche Reusen eingesetzt. Daneben werden die Gewässer durch Abkeschern beprobt und bei 

Bedarf Handfänge durchgeführt. 

Für Winter-/Sommerquartiere außerhalb der Gewässer und Wanderwege wird basierend auf 

den bisherigen Abstimmungen mit den Fachbehörden eine Datenabfrage bei landesweit an-

erkannten lokal kundigen Experten, bei Verbänden sowie UNBs durchgeführt.  

4.2.7.7 Reptilien 

Eine Kartierung erfolgt in potenziell geeigneten Habitaten im Bereich des Trassenvorschlages 

und der Alternativen (Arbeitsstreifen zzgl. eines Puffers von beidseitig 50 m) bei anzunehmen-

dem Vorkommen von Zaun- oder Mauereidechse mit mind. vier Begehungen und bei nicht 

auszuschließendem Vorkommen von Schlingnatter mit zehn Begehungen von festgelegten 

Transekten und der Kontrolle ausgebrachter künstlicher Verstecke.  

4.2.7.8 Tag- und Nachtfalter  

Untersuchungen der Tagfalter mit Verbreitungsgebiet und potenziell geeigneten Habitaten im 

entsprechenden Abschnitt werden in Abschnitt E1 für den Schwarzgefleckten Bläuling (Macu-

linea arion, FFH-Anhang IV) durchgeführt und erfolgen durch Transektbegehungen in poten-

ziell geeigneten Habitaten. 

Den Erfassungen der Tagfalter in potenziell geeigneten Habitaten der Arten werden die art-

spezifischen Erfassungsstandards und Untersuchungszeiträume gem. Albrecht et al. (2014) 
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zugrunde gelegt. Neben den dort definierten artspezifischen Erfassungszeiträumen werden 

die tatsächlichen Begehungszeiten ggf. durch Einschätzungen der Kartierer aufgrund spezifi-

scher Ausprägung und Eigenschaften des Untersuchungsraumes angepasst. Daneben wer-

den im Rahmen der Begehungen alle anderen angetroffenen, wertgebenden Falterarten gem. 

Steckbrief erfasst. Der Untersuchungsraum umfasst potenzielle Habitate entlang des Trassen-

vorschlags und ggf. der Alternativen (inklusive Kabelgräben und Arbeitsstreifen, entspricht 

35 m im Bereich der Normalstrecke), plus maximal 50 m-Puffer, also in einer Breite von 135 m 

gesamt. 

Aus der Gruppe der Nachtfalter werden die Arten Nachtkerzenschwärmer (Proserpinus pro-

serpina, FFH-Anhang IV) und Spanische Flagge (Euplagia quadripunctaria, prioritäre Art des 

FFH-Anhangs II) berücksichtigt. Zur Erfassung von Vorkommen der Spanischen Flagge wer-

den Transektkartierungen in potenziellen Habitaten in o.g. Untersuchungsbereich vorgenom-

men. 

Bzgl. des Nachtkerzenschwärmers erfolgt zunächst eine Strukturerfassung von Beständen der 

Raupennahrungspflanzen (Nachtkerze und Weidenröschen) im Rahmen der Biotoptypenkar-

tierung. Auf Basis der Strukturerfassung findet eine Habitatpotenzialanalyse statt. Aufgrund 

der hohen Dynamik der Art bzw. ihrer Lebensräume ist eine tatsächliche Kartierung im Ge-

lände erst kurz vor Planfeststellungsbeschluss sinnvoll. In diesem Fall ist eine Kartierung von 

allen für die Art als relevant identifizierten Eingriffsflächen (Arbeitsstreifen auch Zuwegungen 

etc. zzgl. eines Puffers von beidseitig 50 m) vorgesehen. 

4.2.7.9 Xylobionte Arthropoden 

Auf der Grundlage einer Luftbildauswertung, den Ergebnissen der Waldstruktur- und Biotopty-

penkartierung sowie anderweitig vorhandener Informationen zu den Waldflächen (z. B., AT-

KIS-Daten) wird eine Auswertung von potenziellen Habitaten der totholz- und mulmbewohnen-

den Arthropodenarten Heldbock (Cerambyx cerdo, FFH-Anhänge II/IV), Hirschkäfer (Lucanus 

cervus, FFH-Anhang II) und Juchtenkäfer/Eremit (Osmoderma eremita, FFH-Anhänge II/IV) 

durchgeführt.  

Berücksichtigt werden potenziell geeignete Habitate im Bereich des innerhalb des fTK gelege-

nen Trassenvorschlages und der Alternativen (Arbeitsstreifen zzgl. eines Puffers von beidsei-

tig 50 m). 

Dort wird eine Strukturkartierung im unbelaubten Zustand im Zeitraum von November bis April 

durchgeführt. Dabei werden Bäume und Baumstümpfe, welche ggf. im Rahmen der Brutbau-

muntersuchungen weiter betrachtet werden müssen, markiert und verortet (GPS). Diese Brut-

stätten werden bei Lage innerhalb des Eingriffsbereichs (Trassenbezug) gemäß artspezifi-

schen Untersuchungszeiträumen beginnend ab dem folgenden Mai auf Vorkommen unter-

sucht.  

4.2.7.10 Gewässerbegehung zur Entscheidung offener oder geschlossener Querungen 

Im Herbst 2019 wurde bereits eine Begehung aller Gewässerquerungen durchgeführt, für die 

eine Unterbohrung nicht von vornherein vorgesehen ist. Bei dieser Begehung wurde die Ein-

schätzung einer möglichen offenen Querung durch einen Gewässerökologen getroffen. 
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Ebenso wurde der ggfs. notwendige Kartierumfang festgestellt. Für die Einschätzung waren 

der zu erwartende Eingriffsbereich im Gewässer sowie dessen unmittelbare Umgebung 50 m 

ober- und unterseits maßgeblich. 

An den potenziell offen gequerten Gewässern erfolgen bei Vorhandensein von entsprechen-

dem Potenzial Untersuchungen von Libellen, Mollusken, Fischen, Krebsen, Amphibien, sel-

tene Pflanzenarten u.a. unter Berücksichtigung von artenspezifischen Zeiträumen.  

Aufgrund der Ergebnisse der Untersuchungen werden in Bayern im Abschnitt E1 an zwei Ge-

wässern Amphibien untersucht und an jeweils einem Gewässer Libellen und Fische.  
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(2) In einem als Wasserschutzgebiet vorgesehenen Gebiet können vorläufige Anordnungen 

nach Absatz 1 getroffen werden, wenn andernfalls der mit der Festsetzung des Wasser-

schutzgebiets verfolgte Zweck gefährdet wäre. Die vorläufige Anordnung tritt mit dem 

Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1 außer Kraft, spätestens nach 

Ablauf von drei Jahren. Wenn besondere Umstände es erfordern, kann die Frist um 

höchstens ein weiteres Jahr verlängert werden. Die vorläufige Anordnung ist vor Ablauf 

der Frist nach Satz 2 oder Satz 3 außer Kraft zu setzen, sobald und soweit die Voraus-

setzungen für ihren Erlass weggefallen sind. 

(3) Behördliche Entscheidungen nach Absatz 1 können auch außerhalb eines Wasser-

schutzgebiets getroffen werden, wenn andernfalls der mit der Festsetzung des Wasser-

schutzgebiets verfolgte Zweck gefährdet wäre. 

(4) Soweit eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, auch in Ver-

bindung mit Absatz 2 oder Absatz 3, das Eigentum unzumutbar beschränkt und diese 

Beschränkung nicht durch eine Befreiung nach Absatz 1 Satz 3 oder andere Maßnah-

men vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist eine Entschädigung zu leisten. 

(5) Setzt eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, auch in Verbin-

dung mit Absatz 2 oder Absatz 3, erhöhte Anforderungen fest, die die ordnungsgemäße 

land- oder forstwirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks einschränken, so ist für die 

dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemessener Ausgleich zu leisten, 

soweit nicht eine Entschädigungspflicht nach Absatz 4 besteht. 

Die im Sinne des § 52 WHG Abs.1 relevanten Verbote sind in entsprechenden WSG-Verord-

nungen dargelegt, die bereits in den Gutachten im Rahmen der Bundesfachplanung dokumen-

tiert und bewertet sind. Diese Verbote sind ausschließlich für Trassenabschnitte relevant, die 

festgesetzte Wasserschutzgebiete (WSG) durchfahren; die entsprechenden WSG-Verordnun-

gen werden in den hydrogeologischen Fachgutachten gemäß § 21 NABEG dargelegt. Die ent-

sprechenden Verbote können gegebenenfalls die Beantragung der Befreiung von WSG-Auf-

lagen erfordern. Diese kann erteilt werden, wenn nachweislich der Schutzzweck nicht gefähr-

det wird oder überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Gegebenen-

falls sind die notwendigen Maßnahmen zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung darzu-

stellen. 

Einzugsgebiete von Trinkwasserfassungen, die von Trassenabschnitten tangiert werden, kön-

nen von den zuständigen Wasserbehörden als Gebiete i.S.v. § 52 WHG, Abs. 3 gewertet wer-

den.  

Befreiungen von WSG-Verordnungsinhalten sind in diesen Fällen nicht erforderlich, allerdings 

ist i.S.v. § 52 WHG Abs. 2 und Abs. 3 nachzuweisen, ob eine Schutzzweckgefährdung vorliegt 

oder nicht und wie diese gegebenenfalls durch entsprechende Sicherungsmaßnahmen ver-

mieden werden kann. 

Des Weiteren ist i.S.v. § 47 Abs. 1 WHG nachzuweisen, dass eine Verschlechterung des men-

genmäßigen und chemischen Zustandes des Grundwassers vermieden wird. 
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Abbildung 21: Ablauf der Ermittlung der Vorzugstrasse  

Ausgangspunkt für die Auswahl der Vorzugstrasse sind alle Trassenalternativen, die sich aus 

der Festlegung des Untersuchungsrahmens (§ 20 Abs. 3 NABEG) ergeben.  

Teil dieser Trassenalternativen ist auch der in dem Antrag nach § 19 NABEG ermittelte Tras-

senvorschlag, welcher den ersten Vorschlag zur Grobtrassierung darstellt und im Zuge der 

Bearbeitung der Planfeststellungsunterlagen nach § 21 NABEG auf Grundlage vertiefter Er-

kenntnisse mittels Feintrassierung optimiert werden kann.  

Bei der Betrachtung der Alternativen kann es sich nur um kleinräumige Alternativen innerhalb 

des durch die Bundesfachplanungsentscheidung nach § 12 NABEG festgelegten Trassenkor-

ridors (1.000 m Breite) handeln, wodurch großräumige Alternativen ausgeschlossen sind. 

Abschichtung und Vergleiche erfolgen unter Berücksichtigung der Planungsprämissen. Bei 

den Planungsprämissen sind hier in erster Linie die Planungsleitsätze (striktes Recht) relevant, 

die als Maßstab für die Zielerfüllungsgrade herangezogen werden können. Weiterhin werden 

die Planungsgrundsätze für die Beurteilung hinzugezogen, hinsichtlich ihrer Gewichtung/ Be-

deutung stehen sie jedoch hinter den Planungsleitsätzen zurück. Neben den gesetzlichen Pla-

nungsleit- und Planungsgrundsätzen werden auch die Trassierungsgrundsätze berücksichtigt. 

Abschichtung 

Einzelne Trassenalternativen können in einem vorgelagerten Schritt abgeschichtet werden. In 

diesem Schritt werden alle Alternativen, die sich aus der Festlegung des Untersuchungsrah-

mens ergeben, auf die verbleibenden vernünftigen Alternativen reduziert. An dieser Stelle 

wäre es denkbar, dass nach dem Abschichtungsprozess auch nur noch die zu beantragende 

Trasse verbleibt. Der Abschichtungsprozess und die Darlegung der Gründe werden in soge-

nannten Abschichtungssteckbriefen gegenüber der BNetzA dokumentiert. Die Prüfung muss 
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5 ANHÄNGE 

 Steckbriefe Trassenvorschlag 

Die Lage der Segmente im Planfeststellungsabschnitt ist im entsprechenden Übersichtsplan 

(Anlage 1.2) dargestellt.  

Die Lage des Planfeststellungsabschnitts im Gesamtprojekt ist in der Übersichtskarte (Anlage 

1.1) dargestellt. 

Auf den nachfolgenden Textkarten wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit auf die Darstel-

lung einer vollumfänglichen Legende verzichtet. Daher ist folgende Legende zum Verständnis 

der Textkarten heranzuziehen: 
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Abbildung 22: Legende (Seite 1/2) 
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Abbildung 23: Legende (Seite 2/2) 
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 Trassenvorschlag Segment 044 

Vorhaben:     V3 

Planfeststellungsabschnitt:   E1 

Länge des Planfeststellungsabschnitts:  67,9 km  

Beginn bei Abschnitts-km:   km 0,0 

Länge Trassenvorschlagssegment (TVS): 8,8 km 

Stammstreckenabschnitt:   nein 

 




































































































































































































































